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Bundeskanzleramt, die Bundes-
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KOMMENTAR

Cannabis ist eine gefährliche Droge

Foto: GdP/Hagen Immel

Dietmar Schilff
Stellv. GdP-Bundesvorsitzender

Die Debatte um eine Lega-
lisierung von Cannabis in 
Deutschland nimmt seit Mo-

naten an Intensität zu. Zunehmend 
mehr Politiker sprechen sich für 
eine Freigabe von Haschisch aus. 
Für eine Entkriminalisierung von 

Anbau und Konsum plädieren in-
zwischen Vertreter aller politischen 
Parteien. Mit der rot-grünen Bremer 
Koalition fordert die erste Landes-
regierung öffentliche Verkaufs-
möglichkeiten für Haschisch und 
mit der Berliner SPD kündigte ein 
Landesverband an, ihre rund 17.000 
Mitglieder in diesem Herbst zu 
diesem nach wie vor umstrittenen 
Thema befragen zu wollen.

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
findet diese Entwicklung äußerst 
bedenklich. Deshalb warnen wir 
angesichts von immer mehr Befür-
wortern einer Freigabe von Can-
nabis vehement vor zunehmenden 
Legalisierungstendenzen in der 
Drogenpolitik hierzulande. Es muss 
endlich Schluss damit sein, den 
Joint schön zu reden! Eine Freigabe 
sogenannter weicher Drogen ist das 
absolut falsche Signal. Gerade bei 
Jugendlichen kann der Konsum von 
Cannabis zu erheblichen Gesund-

heitsproblemen und sozialen Kon-
flikten führen, weil heute häufiger 
deutlich höhere Wirkstoffgehalte 
vorliegen.
Unsere Position wird von der Mehr-
heit der Bevölkerung geteilt. 61 
Prozent der Bundesbürger sind nach 

einer jüngst veröffent-
lichten Forsa-Umfrage für 
das Magazin „Stern“ der 
Ansicht, dass Verkauf und 
Konsum von Haschisch 
– wie bislang – verboten 
sein sollten. Auch die Hal-
tung der Bundesregierung 
stimmt uns zuversichtlich. 
Die Bundesdrogenbeauf-
tragte Marlene Mortler 
verwies bei der Vorstellung 
des Drogen- und Suchtbe-
richts ausdrücklich darauf, 
dass Cannabis schon heute 
der Hauptgrund dafür ist, 

dass sich Jugendliche in Suchthil-
feeinrichtungen behandeln lassen 
müssten.

Haschisch oft verharmlost

Experten zufolge stellen Cannabis-
Raucher die größte Gruppe von Kon-
sumenten illegaler Drogen dar, die 
sich ärztlicher Behandlungen unter-
ziehen müssen. Es macht daher kei-
nen Sinn, neben dem legalen, aber 
gefährlichen Alkohol die Tür für eine 
weitere gefährliche und oft verharm-
loste Droge zu öffnen. Das von Be-
fürwortern häufig gebrauchte Argu-
ment, Alkoholmissbrauch wirke sich 
insgesamt schädlicher aus als der 
von Cannabis, zielt am Kernproblem 
problematischen Konsumverhaltens 
vorbei, sind wir uns als Gewerkschaft 
sicher.

Fest steht: Aussagen, der Konsum 
schadet doch nicht, sind in vielfäl-

tiger Form immer wieder zu hören. 
Drogenkonsum muss jedoch nicht 
zwangsläufig bedeuten, dass man 
relativ schnell in der Gosse landet 
und sofort die allseits bekannten 
abschreckenden Bilder von Drogen-
toten vor Augen hat. Es ist vielmehr 
meist ein schleichender Prozess, 
der durch einen oftmals besorgnis-
erregenden Drogenmix noch eher 
beschleunigt wird. Deshalb ist es 
unseres Erachtens viel wichtiger, 
statt einer Legalisierungsdebatte al-
le Anstrengungen zu unternehmen, 
um eine wirkungsvolle Drogenprä-
vention auf die Beine zu stellen, vor 
allem in den Schulen. Denn klar 
ist auch, Cannabis hat neben einer 
möglichen Bewusstseinsverände-
rung auch negative Auswirkungen 
bei der Teilnahme am Straßenver-
kehr.

GdP-Symposium mit               
Fachexperten

Wir als GdP wollen ein Zeichen 
setzen: Bei einem von unserer Ge-
werkschaft organisierten Drogen-
symposium am 7. und 8. Oktober 
in Berlin geht es um Rauschgiftkri-
minalität, gesundheitliche Aspekte, 
Präventionsarbeit und polizeiliche 
Bekämpfungsstrategien. Viele 
Fachleute haben sich angekündigt, 
darunter der Präsident des Bun-
deskriminalamtes (BKA), Holger 
Münch, und die Bundesdrogenbe-
auftragte.
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forum
LESERMEINUNG

Die Redaktion behält sich vor, 
Leserbriefe zu kürzen, um möglichst 
viele Kolleginnen und Kollegen zu 
Wort kommen zu lassen. Abge-
druckte Zuschriften geben nicht 
unbedingt die Meinung der Redak-
tion wieder. Anonyme Zuschriften 
werden nicht berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:
	  
GdP-Bundesvorstand
Redaktion DEUTSCHE POLIZEI
Stromstraße 4 
10555 Berlin 
Tel.: 030/39 99 21-113
Fax: 030/39 99 21-200
E-Mail:  
gdp-pressestelle@gdp.de

Über meine Tochter, die seit zehn 
Jahren NRW-Polizeibeamtin und GdP-
Mitglied ist, habe ich regelmäßig Ge-
legenheit, das Mitgliedsjournal DEUT-
SCHE POLIZEI zu lesen. Darin finde 
ich sehr viele gesellschaftsrelevante 
Themen, die mich auch als Schullei-
ter beschäftigen: Respektlosigkeiten, 
Grenzüberschreitungen, Eskalation 
von Gewalt und Präventionsmög-
lichkeiten. Polizeibeamte müssen oft 
in vorderster Linie gesellschaftliche 
Missstände ausbaden, die sich unter 
anderem sehr belastend auswirken 
können. Dass in dem von Charlotte 
Haller verfassten Beitrag für das be-
völkerungsreichste Bundesland Nord-
rhein-Westfalen lediglich acht Mitar-
beiter für Kriseninterventionsteams 
zur Verfügung stehen (zum Vergleich: 
Baden-1Württemberg: 118; Bayern: 
300!) ist ein Skandal und unerhört. 
Hier sollten die politisch Verantwort-
lichen schnell handeln und dringend 
mit einer deutlichen personellen Auf-
stockung Abhilfe schaffen. 

Welchen Nutzen haben da zukunfts-
weisende Seminararbeiten während 
der Fachhochschulausbildung, etwa 
zum Thema: Zwischen richtig und an-
gemessen – Polizisten begegnen dem 
Tod – Das Problem „danach“ und „da-
bei“? Der gute und innovative Ansatz, 
Theorie und Praxis in solchen Arbei-
ten zusammenzuführen, sollte dann 
auch konkrete und personell spürbare 
und breit aufgestellte psycho-soziale 
Unterstützungsleistungen des Dienst-
herrn hervorrufen. Nur so kann den 
belasteten Beamtinnen und Beamten 
wirkungsvoll geholfen werden. 

Falko Grunau, Essen

Zu: Gesundheit, DP 9/15

Die in der DP-Titelgeschichte dar-
gestellten Einsatzbelastungen der 
eingesetzten Beamten kann ich aus 
meiner Sicht voll bestätigen, da ich 
selbst bei allen aufgeführten Einsät-
zen involviert war. Ergänzend dazu 
kommen noch wesentlich mehr Groß-

Zu: Bereitschaftspolizei,            
DP 9/15

einsätze der NRW-Polizei wie jährlich 
Gorleben, Cottbus, Hoyerswerda, bei 
denen die Beamten bis zu 14 Tagen 
„nicht aus den Stiefeln“ kamen. Die 
unzumutbare Unterbringung in leer 
stehenden Fabrikhallen (Frankfurt am 
Main) oder in Umkleide- und Dusch-
räumen der Firma Siemens (Brokdorf) 
auf dem Fußboden schlafend, sei nur 
beispielhaft noch erwähnt.

Meine Familie hat mich oftmals ge-
fragt „Wie hältst Du das bloß aus?“ 
Im Laufe der Jahre hat sich bezüglich 
Ausrüstung, Unterbringung und Ver-
sorgung vieles zum Besseren geändert. 
Ein Überstundenabbau war in sehr vie-
len Fällen kaum möglich. Da ich selbst 
einen Überstundenberg von weit über 
1.000 Stunden vor mir hergeschoben 
habe, konnte ich sieben Monate vor 
Erreichen der Pensionierung schließ-
lich im August 2002 in den Ruhestand 
gehen. Meine Arbeit habe ich mit vol-
ler Zufriedenheit als Einsatzleiter für 
den Bereich Technik, insbesondere bei 
Großeinsätzen, gern gemacht.

Franz-J. Rauch, Rheine

Als langjähriger Bezirksbeamter 
habe ich fast 15 Jahre den nördlichen 
Innenstadtbereich in Essen „betreut“ 
und kann die Ausführungen von Tania 
Kambouri durchaus nachvollziehen. Es 
ist gut und auch richtig, dass sie den 
Mut hat, diese unglaublichen Miss-
stände aufzuzeigen. Es ist in der Tat 
so, dass die polizeiliche Arbeit nicht 
selten durch junge Migranten aus mus-
limischen Ländern in erheblichem Ma-
ße durch Respektlosigkeit, teils Gewalt 
und auch Beleidigungen gestört wird. 
Jene, die in ihrem Herkunftsland dafür 
sofort den Schlagstock der Polizei zu 
spüren bekommen und diese Antwort 
sicherlich auch bestens verstanden 
hätten, dürften die kommunikative 
und deeskalierende Vorgehensweise 
mit Erklärungen der deutschen Polizei 
als absolute Schwäche und Unfähig-
keit sehen. „Die deutsche Polizei darf 
ja eh nichts machen und wird auch bei 
den Gerichten nichts erreichen“, teilte 
mir letztlich noch ein unangenehmer 

Zu: Bücher, DP 9/15

Zeitgenosse mit. Selbst in den Kinder-
gärten und den Grundschulen werden 
durch Erzieherinnen und Lehrer schon 
Hilferufe an die Polizei gerichtet, wo-
bei es sich auch hier meistens immer 
wieder um ganz bestimmte Migran-
tenkinder handelt, die hier auffallen.

Leider habe ich das Gefühl, dass die 
Polizei mit all den Problemen, die in 
den nächsten Jahren sicherlich noch 
explosionsartig ansteigen werden, al-
lein gelassen wird. Die Polizei leistet 
in meinen Augen mit immer weniger 
Personal beste Arbeit, die viel zu we-
nig gewürdigt wird. Meines Erach-
tens ist hauptsächlich die jahrelang 
verfehlte Politik, die hier betrieben 
wurde, Schuld an dieser Misere. Hinzu 
kommt noch die Justiz, die teils Urteile 
ausspricht, die nicht selten nur noch 
Verwunderung und Kopfschütteln aus-
lösen dürfte und auch noch ein Hohn 
für die Opfer ist. 

Jeder junge Mensch, der heute zur 
Polizei gehen möchte, sollte sich vor-
her genau erkundigen, was hier auf 
ihn zukommen wird. Ich habe diesen 
Beruf jahrzehntelang sehr geliebt, was 
heute leider nicht mehr der Fall ist. 
Für mich steht fest, dass ich spätes-
tens nach meiner Pensionierung dieses 
Bundesland so schnell wie möglich 
verlassen werde, da es mir hier nicht 
mehr gefällt.

Henning Kellner, Essen
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P
olizistinnen und Polizisten 
treffen in den sogenannten 
Erstaufnahmestellen rund 
um die Uhr auf Menschen, 

die zum großen Teil durch Kriege trau-
matisiert sind, religiös geprägt aus 
anderen Kulturen stammen, in ihren 

Von Wolfgang Schönwald

Deutschland im Sommer 2015. Flüchtlinge kommen täglich nach „Ger-
many“. Woche für Woche treffen mehr Männer, Frauen und Kinder in den 
grenznahen Orten ein. Bei der Polizei herrscht vielerorts Ausnahmezu-
stand, heißt es intern. Zehntausende Asylsuchende müssen erfasst, be-
fragt und verteilt werden. In den sogenannten Bearbeitungsstraßen sind 
die Kolleginnen und Kollegen seit Wochen restlos überfordert, schrubben 
Überstunden ohne Ende und versuchen unter schwierigen Arbeitsbedin-
gungen täglich ihr Bestes zu geben. „Das Limit ist lange überschritten. 
Die tägliche Konfrontation mit den erschöpften Menschen aus vielen Län-
dern ist belastend – körperlich und emotional. Der bei Politik und Verwal-
tung beliebte Personal-Verschiebebahnhof funktioniert nicht mehr. Jetzt 
rächt sich, dass die Polizei hierzulande über viele Jahre hinweg einfach 
kaputtgespart worden ist“, so kann zusammenfassend die Stimmungs-
lage umschrieben werden. Die Beamtinnen und Beamten der Länder und 
der Bundespolizei sind zudem pausenlos im Einsatz, um beispielsweise 
Flüchtlingsunterkünfte vor rechten Aufmärschen zu schützen, Konflikte 
und gewalttätige Auseinandersetzungen in den Gebäuden und Zeltlagern 
selbst zu unterbinden. Und dann gibt es da noch den gesellschaftlichen 
Ermittlungsdruck angesichts skrupelloser Schleuser und zahlreicher 
Brände in bereits hergerichteten Flüchtlingsheimen. 

Heimatländern sehr unterschiedliche 
Erfahrungen mit der Polizei gemacht 
haben. Volle Flure, volle Hallen mit 
Wartenden, erschöpft von teils mo-
natelangen Strapazen. Die Luft steht. 
Formulare müssen ausgefüllt werden. 
Verständigungsprobleme mit den 

Asylsuchenden treten auf. Antwor-
ten kommen mancherorts in bis zu 40 
Sprachen, Dolmetscher werden hän-
deringend gebraucht. Und immer gilt 
es, Ruhe zu bewahren.

Die Bundespolizei ist angesichts des 
anhaltenden Flüchtlingsstroms einem 
hohen Erwartungsdruck ausgesetzt. 
Doch schon jetzt ist die Behörde, so ist 
bei der Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
zu hören, kaum mehr in der Lage, die 
ihr gesetzlich zugewiesenen Aufgaben 
zu erledigen. Allein an der deutsch-
österreichischen Grenze fehlen ihr 
800 Stellen. „Aus ganz Deutschland 
werden Bundespolizisten abgezogen, 
um in Bayern zu unterstützen und die 
dortigen Lücken zu schließen. Das 
heißt aber auch, dass andernorts das 
Personal fehlt und wir dort unsere Auf-
gaben nicht mehr wahrnehmen kön-
nen“, konstatiert der stellvertretende 
GdP-Bundesvorsitzende Jörg Radek, 
zuständig auch für die Bundespolizei. 
Deshalb fordert er seit Längerem, zu-
sätzliche Planstellen für die österrei-
chische Grenze bereitzustellen. Zuletzt 
hatte das Bundeskabinett die drama-
tische Situation ignoriert und noch 
im Juni zusätzliche Stellen in seinem 
Gesetzentwurf abgelehnt. Auch die 
Arbeitsbedingungen vor Ort werden 
als teilweise unzumutbar beschrieben. 
Fehlende Geräte, Kraftfahrzeuge, Räu-
me und zu geringe Internetgeschwin-

Viele Asylsuchende sind mit ihren Kräften am Ende, wenn Sie Deutschland 
erreichen. Auch die Polizei gerät zunehmend an ihre Belastungsgrenzen un-
ter dem Druck des anhaltenden Flüchtlingsstroms.  Foto: Sven Hoppe/dpa

FLÜCHTLINGE
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digkeit behindern die Bearbeitung der 
Anträge erheblich. 

Nachdem die Lage der Flüchtlings-
aufnahme über die Italien- und Bal-
kanroute nach Deutschland in den ver-
gangenen Monaten stetig eskalierte, 
machte sich im August Bundesinnen-
minister Thomas de Maizière vor Ort 
persönlich ein Bild. Dabei erfuhr er 
im bayerischen Deggendorf, dass der 
Andrang mittlerweile viel größer als 
geplant ist. 250 Flüchtlinge täglich, das 
sei zu schaffen, hieß es. Tatsächlich 
waren es damals bereits doppelt so 
viele und die Zahl der Ankommenden 
stieg seitdem weiter. Die GdP hatte in 
einem Brief an den Minister zuvor be-
reits von einer „völligen Überlastung“ 
der Beamtinnen und Beamten gespro-
chen. Um die Situation kurzfristig zu 
entschärfen, wurde vorgeschlagen, 
befristet Vollzugsbeamte des Zolls zur 
Unterstützung der Bundespolizei ein-
zusetzen. 

Die Bundespolizisten registrieren 
die Personalien der Betroffenen, neh-
men Fingerabdrücke und gleichen 
die Daten ab. Liegt nichts gegen die 
Betroffenen vor, werden sie weiter 
geleitet in eine Erstaufnahmeeinrich-
tung – indes nur, wenn es gerade freie 

Plätze gibt. Zu dem organisatorischen 
Aufwand kommt die psychische Belas-
tung, also die Konfrontation mit den 
Geschichten der Ankommenden und 
ihrem Elend. 

Im Vorfeld hieß es unmissverständ-
lich: „Wir erwarten von de Maizière, 

rungen des Bundespolizeipräsidiums 
zur Einrichtung weiterer Planstellen 
für den Haushalt 2016 nicht mitträgt, 
wird das System Bundespolizei unter 
dem derzeitigen Arbeitsdruck kolla-
bieren.“

Übrigens war es das erste Mal, dass 
der Minister den Bundespolizeistand-
ort besuchte, neben Deggendorf gibt 
es noch Passau, Rosenheim und Frey-
ung. Vor sieben Jahren hat die baye-
rische Landespolizei den Grenzschutz 
an die Bundespolizei abgetreten. „Und 
wir haben diese Aufgabe ohne Stellen 
übernommen“, kritisiert Radek und 
fügt hinzu, „die Flüchtlingszahlen ver-
schärfen das Problem noch. Außerdem 
müssen wir die Daten weiterleiten. 
Und da reicht die vorhandene Technik 
nicht aus. Wir brauchen deshalb für 
eine schnelle Hilfe eine Investition 
von mindestens 49 Millionen Euro – 
wird es grundsätzlich angegangen, 
sind es über 400 Millionen Euro.“ De 
Maizières Botschaft klang erstmal hoff-
nungsvoll: „Wir bekommen das hin.“ 
Bis Herbst sollen zunächst 100 zusätz-
liche Bundespolizisten nach Bayern 
kommen, um bei der Registrierung von 
Migranten zu helfen.

Wie äußerst angespannt die Lage 
ist, zeigt eine Momentaufnahme An-
fang September in Rosenheim. An 
dem Grenzbahnhof lassen Bundes-
polizisten vollbesetzte Züge unkon-
trolliert weiterfahren. Eine neue, ei-
gentlich unhaltbare Situation. Aber 
die Beamtinnen und Beamten sind mit 
der Versorgung und Registrierung der 
Asylbewerber vollständig ausgelastet. 
Es gibt keine Aufnahmekapazitäten 

Es sei höchste Zeit, den uner-
müdlichen Einsatz der Polizistin-
nen und Polizisten bei der Be-
wältigung des Flüchtlingsstroms 
entsprechend anzuerkennen und 
wertzuschätzen, sagte der stellver-
tretende GdP-Bundesvorsitzende 
Jörg Radek. Deshalb sage ich im 
Namen der Gewerkschaft der Po-
lizei stellvertretend Danke an un-
sere Kolleginnen und Kollegen, 
die seit Wochen klaglos Höchstlei-
stungen vollbringen, obwohl ihnen 
allen klar ist, dass noch lange kein 
Licht am Ende des Tunnels zu se-
hen ist.“

GdP dankt 
Polizistinnen und 

Polizisten für 
engagierten Einsatz

dass er nicht mit leeren Händen zu 
unseren Kollegen kommt, dazu ist die 
Lage zu ernst. Wenn er die Forde-

FLÜCHTLINGE

Willkommenshinweise für Asylsuchende 
in einer saarländischen Gemeinde. 
                           Foto: Becker&Bredel/dpa

Ein Warnhinweis vor betrügerischen Woh-
nungsangeboten in drei Sprachen vor der 
Registrierungsstelle in Berlin.
	           Foto: Rembert Stolzenfeld
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mehr. In der Turnhalle der Bundes-
polizei Rosenheim warten schon hun-
derte illegal Eingereiste. Bei diesen 
Menschen müssen erstmal die Daten 
erfasst werden, bevor sie zur Erstauf-
nahmestelle in München weiterreisen 
können. Am Hauptbahnhof der ba-
yerischen Landeshauptstadt gab es 
durchaus Tage, an denen sich rund 
3.000 Flüchtlinge bei der Bundespoli-
zei gemeldet hatten. 

Die beschriebenen Missstände bei 
der Bundespolizei sind ganz ähnlich 
bei den Polizeien der Länder zu finden. 
Der großes Medieninteresse erzeu-
gende offene Brief eines niederbay-
erischen Polizeibeamten bringt es auf 
den Punkt. Die Bayerische Staatsregie-
rung verschließt die Augen und hört 
die Hilferufe der völlig überforderten 
Behörden nicht, wird darin scharf 
kritisiert. Zusätzliches Personal für 
die Erstaufnahmeeinrichtungen, die 
Regierungen und die mit der Flücht-
lingswelle befassten Dienststellen 
der Polizei wurde bislang abgelehnt. 
Jetzt sollen sogar Pensionisten stun-
denweise die EDV-Erfassung bei der 
Erstaufnahme von Asylsuchenden un-
terstützen. „Jedoch: Tarifbeschäftigte 
können helfen“, so die klare Positio-
nierung.

„Es gibt Tätigkeiten, die nicht 
zwingend nur von Beamtinnen und 
Beamten ausgeführt werden müssen. 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
im Tarifbereich würden den Vollzug 
immens entlasten“, so der bayerische 
GdP-Vorsitzende Peter Schall. Wür-

de das Bayerische Finanzministerium 
neue Stellen frei geben, könnten re-
lativ zeitnah Tarifbeschäftigte in Voll- 
oder auch in Teilzeit gerade für die 
notwendigen Erfassungs- und Schreib-
arbeiten eingestellt werden.  

Die personelle Konzentration auf 
die Flüchtlinge hat gravierende Aus-
wirkungen auf viele Polizeibereiche. 
So gibt dem Brief des Polizeibeamten 
zufolge die jeweilige Anzahl von Asyl-
suchenden den Dienst- und Arbeits-
ablauf vor. „Motivierte Polizistinnen 
und Polizisten werden in der Mühle 
von ‚Abarbeitungsstraßen‘ zur Erstauf-
nahme von Asylbewerbern als Fließ-
bandarbeiter oft verschlissen. Leid, 
Elend, Wut, Ärger, Erschöpfung, alle 

diese Erlebnisse sollten auch irgend-
wann verarbeitet werden – nur wann?“ 
Transporte von Asylsuchenden, insbe-
sondere Familien mit Kindern, seien im 
Dauerbetrieb durchzuführen. Hitze, 
Enge, Krankheit oder Verletzungen 
müssten einfach ertragen werden. Für 
sonstige polizeiliche Aufgaben bleibe 
nur wenig oder gar kein Platz übrig. 
Die sonstige Kriminalitätsbekämpfung 
auf den Autobahnen komme fast kom-
plett zum Erliegen. 

„Für G7 wurden über drei Jahre 
lang stabsmäßige Plan- und Vorberei-
tungsarbeiten gemacht und bei einer 
erkennbaren Flüchtlingsproblematik 
bricht das Chaos aus? Es kann nicht 
genügen, sich gegenseitig auf die 
Schulter zu klopfen und zu erklären, 
wir packen das schon. Für die Be-
schäftigten der Polizei, die hier im 
Zustrom der Flüchtlinge untergehen, 
sind diese Umstände untragbar“, so 

FLÜCHTLINGE

Jeder Asylsuchende hat ein Schicksal, nach der Erstregistrierung durch die 
Bundespolizei ist es auch ein Vorgang.                                        Foto: Marius Becker/dpa

Akten über Akten in einer Erstaufnahme-
stelle.
	              Foto: Bernd Thissen/dpa
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der Appell des Polizeibeamten. „Die 
in den Aufnahmestellen eingesetzten 
Beamtinnen und Beamten benötigen 
psychosoziale Betreuung, Gesund-
heitsvorsorge und ständige ärztliche 
Begleitung sowie Dokumentationen 
ihrer Einsätze.“

GdP-Landeschef Schall erkennt als 
hoffnungsvolles Zeichen mehr Rea-
litätswahrnehmungen der Politik. So 
habe Bayerns Ministerpräsident Horst 
Seehofer in einem Interview erstmals 
die Dramatik zugegeben, als er davon 
sprach, dass „uns die Situation noch 
Jahre, wenn nicht sogar Jahrzehnte 
beschäftigen wird“. Beinahe täglich 
entstünden neue Flüchtlingsunter-
künfte. Auch dies seien zusätzliche 
Aufgaben für die Kolleginnen und Kol-
legen. „Kommt dann noch beispiels-
weise eine versuchte Brandstiftung 
dazu, kommen sie kaum noch zur nor-
malen Arbeit.“

Auch die häufig fehlende Unter-
stützung durch Kräfte der Bereit-
schaftspolizei macht sich in Bayern 
bemerkbar. Immer öfter müssten nach 
GdP-Informationen „unsere Einsatz-
züge der Landespolizei zusammen-
gesammelt werden, manchmal auch 
noch zusätzliche Leute von den Re-

FLÜCHTLINGE

Die Einsatzkräfte haben es aufgrund der hohen Zahlen der hierzulande Ankommenden immer schwerer, den Überblick zu behalten. 
										                        Foto: Herbert P. Oczeret/dpa

Ein einsamer Wasserspender in einer Berliner Sammelstelle für Asylsuchende. 
						              Foto: Rembert Stolzenfeld
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vieren, um Einsätze zu bewältigen, 
die früher standardmäßig durch die 
Bereitschaftspolizei als Unterstüt-
zungseinsatz abgewickelt wurden, so 
bei Volksfesten, Fußballspielen und 
Schwerpunktkontrollen im Verkehr 
oder zur Bekämpfung der Wohnungs-
einbrüche“.

So wie in Bayern herrscht auch in 
anderen Bundesländern bekanntlich 
Personalnot. Wie akut die Situation 
bei den Länderpolizeien sein muss, 
ist wohl dem ganzen Land im säch-
sischen Heidenau bewusst geworden. 

Nach den schweren Krawallen rechter 
Gewalttäter an einem dort neu einge-
richteten Flüchtlingsheim in einem 
ehemaligen Baumarkt setzte ein po-
litischer Aufschrei ein. „Es ist zwar 
gut, zu hören, dass die Angriffe auf 
meine Kolleginnen und Kollegen par-
teiübergreifend scharf verurteilt wer-
den, jedoch sollen solche markigen 
Politiker-Sprüche über das eigene Ver-
sagen bei Entscheidungen über die 
personelle und materielle Ausstattung 
der Polizei hinwegtäuschen“, mahnte 
der GdP-Vize danach. Dutzende von 
rechtsextremen Straftätern verletzte 

FLÜCHTLINGE

Als Bundesinnenminister Thomas 
de Maizière Mitte September die 
Einführung von vorübergehenden 
Grenzkontrollen mitgeteilt hatte, re-
agierte die Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) prompt. Der stellvertretende 
GdP-Bundesvorsitzende Jörg Radek 
bezeichnete die Sofortmaßnahmen 
an den Grenzen „nur als ein Ziehen 
an der Reißleine der inneren 
Sicherheit“ unter Ausschöpfung aller 
verfassungsrechtlich möglichen In-
strumentarien. „Das verschafft allen 
Beteiligten bei Bund, Ländern und 
Kommunen vielleicht die dringend be-
nötigte Atempause, um wieder – oder 
besser: überhaupt erstmals – zu 
einem geordneten und handhabbaren 
Verfahren bei der Aufnahme, Regis-
trierung, Bescheidung und Verteilung 
von Flüchtlingen zu kommen. Das 
gegenwärtige Durchwinken ist auch 
ein gravierendes Sicherheitsproblem, 
weil wir gar nicht mehr feststellen 
können, wer da überhaupt ins Land 
kommt.“ 

Als Folge wurde die Bundesbereit-
schaftspolizei per „Polizeialarm“ 
unverzüglich an die deutsch-österrei-
chische Grenze beordert. „Man kann 
nicht wegen nationaler Vorteile in 
der EU sein wollen, aber bei gemein-
samen Sicherheitsfragen meinen, 
das seien nur deutsche Probleme“, 
sagte Radek. Nach Auffassung der 
GdP muss es zur Beherrschung der 
Grenzlage aber auch darum gehen, 
nicht in ein eigenes Sicherheitschaos 
zu verfallen. „Wenn die Bundespoli-
zei für die Grenzlage jetzt alles alar-
miert, was noch einsatzfähig ist, so 
wissen wir, dass auch das nur einige 
Zeit aufrechterhalten werden kann. 
Die Vernachlässigung der inneren 
Sicherheit durch die Bundesregierung 
muss jetzt schnellstmöglich dauer-
haft ausgebügelt werden.          
                                                 red

 
„Durchwinken ist 
ein gravierendes 

Sicherheits-
problem“

Die Erstregistrierung ist oft ein zeitraubendes Verfahren unter schwierigsten Bedingungen. 	
						               Foto: Peter Kneffel/dpa

Gewalttätiger Anti-Flüchtlings-Protest entzündet sich im sächsischen Heidenau. Die Polizei 
bekommt erst spät notwendige Unterstützung, viele Einsatzkräfte werden verletzt. 
						                  Foto: Arno Burgi/dpa
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Polizisten belegten, dass zu wenige 
und auch noch schlecht ausgerüstete 
Einsatzkräfte Recht und Ordnung, so 
wie die Politik es will, nicht mehr aus-
reichend durchsetzen könnten. Es sei 
ein Skandal, wenn fast jeder Vierte der 
eingesetzten mehr als 130 Polizisten 
bei der Randale eines aufgebrachten 
Mobs anschließend habe verletzt be-
handelt werden müssen.

Der GdP-Vize sagte: „Fakt ist, dass 
es nur eine Frage der Zeit war, bis sich 
die jahrelange Ignoranz der politisch 
Verantwortlichen rächen wird. Meine 
Kolleginnen und Kollegen werden nur 
noch vor die Löcher geschoben. Ihre 
alltägliche Arbeit wie die Ermittlung 
und Aufklärung von Wohnungsein-
brüchen, Fahrrad- oder Taschendieb-
stählen bleibt immer mehr auf der 
Strecke.“ Die in den vergangenen 15 
Jahren bundesweit aus Kostengründen 
wegrationalisierten rund 16.000 Poli-
zistinnen und Polizisten fehlten jetzt an 
allen Ecken und Kanten. Radek: „Die-
se gravierende Personallücke kann 
nicht mit bloßen Wahlkampfsprüchen 
und dem Hilferuf an pensionierte Be-
amte geschlossen werden. Es wird 
Jahre dauern und vor allem politischen 
Willen benötigen, die Polizei wieder 
angemessen aufzustellen.“

Nur eine Woche später geriet Sach-
sens Polizei in totalen Notstand. Dres-
dens Polizeiverantwortliche suchten 
angesichts erneut befürchteter Ausei-
nandersetzungen händeringend Ein-
satzkräfte. Als klar wurde, es reicht 
nicht, wurden alle Veranstaltungen 

FLÜCHTLINGE

in Heidenau vom zuständigen Land-
ratsamt verboten – sowohl rechte Auf-
märsche als auch ein Willkommensfest 
für die Flüchtlinge. Polizeinotstand, 
der Begriff, der alarmierte. Eilige Te-
lefonate bis nach Berlin folgten. Nach 
vielen personellen Absagen in anderen 
Ländern konnte die verantwortliche 
Polizeibehörde schließlich mitteilen, 
dass „unsere letzten Möglichkeiten“ 
aktiviert wurden. Gerade noch recht-
zeitig, da ein Gericht letztlich die Ver-
bote von Heidenau als rechtswidrig 
aufgehoben hatte.

Als Offenbarungseid für den Rechts-
staat hatte zuvor Jörg Radek die Absa-
ge aller Veranstaltungen bezeichnet. 
Das Statement der Gewerkschaft der 
Polizei – „diese Botschaft ist verhee-
rend. Es ist ein Kniefall vor dem Mob in 
Heidenau“ – löste ein großes Medien-
interesse aus. Ein Interviewmarathon 
in Fernsehstudios, mit Hörfunksen-
dern und Zeitungsredakteuren war 
die Folge. 

Die mit einem sogenannten polizei-
lichen Notstand begründete Absage 
sei nicht nur ein falsches politisches 
Signal, sondern auch für alle Unterstüt-
zer der Flüchtlinge in Deutschland, die 
sich der dumpfen Stimmungsmache 
rechter Gewalttäter entgegenstellten, 
ein Schlag ins Gesicht, so die deut-
lichen Worte des GdP-Vize.

Dabei kam das politische Debakel 
von Heidenau nicht überraschend: „Im 
Jahr 2005 hatten wir noch 12.190 Po-
lizeivollzugsbeamte, 2015 sind es nur 

noch 10.822, also ein Abbau von 1.368. 
Groß-Veranstaltungen, ob Demons-
trationen oder Fußball, kann Sachsen 
schon lange nicht mehr allein stem-
men“, sagt GdP-Landeschef Hagen 
Husgen, der bereits zuvor immer wie-
der vor den weitreichenden Konse-
quenzen der verfehlten Personalpolitik 
warnte. Beste Beispiel hierfür sind die 
Verbote von Demonstrationen und 
Versammlungen Anfang des Jahres 
(Pegida, Legida). Welche Dimensi-
onen dies angenommen hat, belegen 
ein paar Zahlen: Wurden im Freistaat 

Angesichts des anhaltenden Flüchtlingsstroms fährt Deutschland die Grenzkontrollen 
wieder hoch. Ziel sind dabei vor allem Schleuser und islamistische Terroristen. 
						               Foto: Franz Neumayr/dpa

Erschöpfung, Verzweiflung – nach einem langen, teils gefährlichen Weg aus dem Krieg 
nach Europa.                                                                               Foto: Franz Neumayr/dpa
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Aktionspreis!
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1 Under Armour®
Tactical Handschuh
Infrared ColdGear®
Art.-Nr. UA1242663S-Größe
Farbe: schwarz
Größen: S-XL
Material: 87% Polyester, 13% Elasthan
Schaumverstärkung über den Knöcheln,
langer Bund. auch als Unter-
ziehhandschuh geeignet.

2 Stichschutzweste
COP®STAB
Art.-Nr: 9-STAB-Größe
Farbe: schwarz
Größen: S/M, L/XL, XXL
Preisgünstige leichte Stich-/Schlagschutzweste aus
körpergerecht geformtem Kunststoff mit zusätzlicher
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COP®STAB AE
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€25,90
Aktionspreis!

statt 34,99*
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Solange Vorrat reicht!
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Art.-Nr. 903 BAG-L
Außenmaße:
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48 x 20 x 30 cm (L x B x H)
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Material: 100% Polyester
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tasche. Stabil verarbeitet.
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Abriebfestigkeit: Kategorie 2
Schnittfestigkeit: Kategorie 1
Weiterreißfestigkeit: Kategorie 2
Durchstichfestigkeit: Kategorie 22 1 2 2

5 Einsatz- u. Zugriffs-
handschuh COP®DGF200
Art.-Nr. 32F200-Größe
Größen: XS - 3XL. Außenmaterial: 100% Rindsleder
Innenmaterial: 100% Polyamid. Mit Innenfutter!
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6 Under Armour®
Tactical Valsetz Stiefel
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2014 noch 51 Hundertschaften des 
Bundes und der Länder für Unterstüt-
zungseinsätze in Sachsen benötigt, so 
waren es bis Ende Juli dieses Jahres 
bereits 170. Husgens polizeiliches Fa-
zit, wohl für alle Länder gültig: „Man 
fühlt sich allein gelassen, verheizt 
und als Prellbock, der die politisch 
gemachten Fehler der letzten Jahre 
ausmerzen muss.“ 

„Alle Instanzen, von der Polizei bis 
zu den Kommunen, der öffentliche 
Dienst insgesamt und auch die nicht 
staatlichen Organisationen haben ihr 
Limit erreicht“, so die Einschätzung 
der GdP. „Von den Erstaufnahme-
stellen, die hoffnungslos überfüllt 
sind, bis in die kleinsten Dörfer und 
Gemeinden, die verzweifelt nach Un-
terbringungsmöglichkeiten für diese 
Menschen suchen, sind die Alarm-
signale nicht mehr zu überhören.“ 
Überall entstehen Zeltstädte und 
Notbehelfe. „Niemand mag daran 
denken, wie es im Herbst oder Winter 
da zugehen wird. Noch ist Zeit, feste 
Unterkünfte auf Dauer zu organisie-
ren. Da darf es keine Denkbarrieren 
geben“, erklären GdP-Funktionäre 
allerorten. 

Die Spannungen und Konflikte 
innerhalb der Flüchtlingsunterkünf-
te nehmen augenscheinlich zu. Die 
Unterbringung sollte sich an pragma-
tischen Gesichtspunkten ausrichten 
und nicht nach Verteilerschlüsseln. 
Vorrangig geht es um menschen-
würdige Unterkünfte. „Die beengten 
Verhältnisse tragen dazu bei, dass 
schon kleinste Streitereien eskalie-
ren. Meine Kolleginnen und Kolle-
gen fahren ununterbrochen Einsät-
ze, um Streit unter den Bewohnern 
zu schlichten, aber auch um sie vor 
Angriffen von außen zu schützen“, 
betont Radek. Deshalb seien alle For-
derungen aus der Politik, die Polizei 
solle verstärkt die Flüchtlingsunter-
künfte beschützen, längst überholt.

Jetzt werden in Bundespolizeiin-
spektionen Freiwillige gesucht, um 
sie für drei Monate an Brennpunkten 
einzusetzen. Die Resonanz ist aller-
dings, wie zu erfahren war, nicht so 
groß. Die Freiwilligenquote würde 
sich erhöhen, so Radek, wenn der 
Bundesinnenminister die Bedin-
gungen ändere. „Monatelang jeden 
Tag acht Stunden lang in verzweifelte 
Flüchtlingsgesichter zu schauen“, so 
Radek, „ist eine seelische Belastung, 
die steckt man nicht so einfach weg.“ 
Kürzere Schichten, längere Freizei-

ten und gute Unterkünfte seien nötig. 
Die Kanzlerin habe Flexibilität ange-
mahnt. Die sollte ihr Innenminister 
jetzt zeigen.

Zum Redaktionsschluss dieser 
Ausgabe wurde bekannt, dass der 
Bundesinnenminister der Bundes-
polizei 3.000 weitere Stellen zuge-
sagt hat. Die plötzliche Kehrtwende 
beim bislang so intensiv betriebenen 
Personalabbau bei der Polizei sei 
allein dem Druck des Flüchtlings-
stroms geschuldet, erklärte die GdP. 
Radek merkte zudem an, dass die 
Bundespolizei einsatzfähige neue 
Kolleginnen und Kollegen nicht aus 
dem Katalog bestellen könne. Bis die 
Kräfte ausgebildet seien, halte die 
aktuelle Belastung der Beamtinnen 
und Beamten zunächst unvermindert 
an und könne sich sogar noch weiter 
zuspitzen. 

De Maizière selbst weiß, dass es 
das Hier und Jetzt nicht verändert. 
Der Minister selbst wies beim Besuch 
in Deggendorf darauf hin, dass neu 
eingestellte Bundespolizisten bis zu 
drei Jahre benötigten, bis sie ent-
sprechend ausgebildet sind. Perso-
nelle Billiglösungen als temporären 
Ersatz für vollausgebildete Polizis-
tinnen und Polizisten lehnt die GdP 
jedoch ab.

Fazit aus Gewerkschaftssicht: Über 
lange Zeit hat die Politik den Rotstift 
nicht aus der Hand gelegt, sondern 
ihn sogar noch regelmäßig angespitzt. 
Ergebnis dessen sei eine Polizei, die 
neben ihren eigentlichen Aufgaben 
der Prävention und Strafverfolgung 
zunehmend mit eklatanten Perso-
nallücken, erschreckenden Kran-
kenständen, teils altersschwachem 
Material, Überstundenbergen, einem 
Besoldungsflickenteppich und einem 
schwindendem Rückhalt in der Be-
völkerung kämpfen muss.

Die GdP zeige sich jedenfalls 
willens und stehe bereit, sagte Ra-
dek, gemeinsam mit den politisch 
Verantwortlichen, den Karren aus 
dem Dreck zu ziehen – am besten, 
so schnell und weit wie möglich. 
Nun seien die Länder in der Pflicht, 
das prinzipiell positive Signal der 
Bundesregierung aufzugreifen und 
bundesweit auch unverzüglich Mit-
tel für mehr Polizei bereitzustellen. 
„Mögliche Mogeleien oder Taschen-
spielertricks wird die GdP dabei aber 
nicht akzeptieren.“
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DEUTSCHE POLIZEI: Wie ist die Idee zu 
diesem Lehrfilm entstanden? Gab es ei-
ne Häufung von Unfällen bei Dienst- und 
Einsatzfahrten?   
Norbert Knappe: Verkehrsunfälle oder 
andere Schadensfälle mit Einsatzfahr-

EIGENSICHERUNG

„Sicher ankommen“
Das Thema Eigensicherung hebt oft nur auf mögliche Gefahren im Umgang 
mit dem polizeilichen Gegenüber ab. Jede Polizistin und jeder Polizist ist 
sich sicherlich bewusst, in einem Moment der Unachtsamkeit verletzt wer-
den zu können. Doch Risiken lauern auch an anderer Stelle, zum Beispiel 
bei Einsatzfahrten, wo es auf jede Minute ankommen kann, oder auch bei 
der Routine-Streifenfahrt. Zweifellos wird es künftig immer wieder zu Unfäl-
len kommen, an denen Polizeifahrzeuge beteiligt sind. Doch Teamarbeit im 
Auto, vor allem durch einen den Fahrer unterstützenden Beifahrer, kann die 
Fahrt deutlich sicherer machen. Der Erste Polizeihauptkommissar Norbert 
Knappe, Leiter der Polizeiwache Bergisch Gladbach in der Kreispolizeibe-
hörde Rheinisch-Bergischer Kreis in Nordrhein-Westfalen, will Polizeibeam-
tinnen und -beamte dafür sensibilisieren und drehte deshalb mit Kolleginnen 
und Kollegen einen anschaulichen Film. DEUTSCHE POLIZEI (DP) befragte 
Knappe zu Hintergründen, Absichten und möglichen Widerständen.

DP: Und der nächste Schritt?
Knappe:  Durch zwei eher zufällige Be-
obachtungen von Sonderrechtsfahrten 
der Polizei sowie der Feuerwehr 
hatte ich die Idee, mich dem zweiten 
Menschen im „Cockpit“, also der Bei-
fahrerin oder dem Beifahrer, zu wid-
men. Womit sind sie im Verlauf von 
schnellen Einsatzfahrten beschäftigt? 
Unterstützen sie den Fahrer mit ihren 
eigenen Wahrnehmungen? Teilen sie 
ihm ihre Angst mit, wenn sie die Fahrt 
auf der Grundlage ihrer subjektiven 
Empfindungen als zu schnell betrach-
ten?
Nach ungefähr zwei Jahren und vie-
len Befragungen von Beifahrern, die 
Unfälle miterlebt hatten, übrigens 
auch bei der Feuerwehr, stand für 
mich fest, dass es bei „Copiloten“ 
noch eine Menge an Potenzial auszu-
schöpfen gibt, um vielleicht im Einzel-
fall Unfälle zu verhindern.

DP: Daraus entstand die Idee zum Film?
Knappe:  Irgendwann hatte ich ein 
bestimmtes Konzept im Kopf und 
bat zwei Wachdienstführer meiner 
Dienststelle, POK Robert Germann 
und POK Stefan Mitschke, das Thema 
insgesamt – noch eine Idee – filmisch 
darzustellen. Grundvoraussetzung 
sollte es sein, eine erwachsenenge-
rechte Version zu produzieren. Das 
heißt, klare Kernaussagen heraus-
arbeiten, die quasi ein Angebot an 
Beifahrer offerieren, sich intensiver 
an einer sicheren Einsatzfahrt zu be-
teiligen, selbstverständlich ohne in 
aktive Fahrabläufe einzugreifen. Prä-
ziser ausgedrückt: Wie gehe ich mit 
meiner Angst als Beifahrer um? Wie 
gestalte ich als Beifahrer mit meinen 
eigenen akustischen und visuellen 
Wahrnehmungen einen Beitrag im 
Auto, um sicher anzukommen? Wann 
biete ich als Beifahrer meine aktive 
Hilfe an, zum Beispiel bei schwierigen 
Einparkmanövern, um Schadensfälle 
zu vermeiden? Meinen Fokus legte 
ich also ausschließlich auf die Rolle 
des Beifahrers, denn auch sie oder er 
will sicher und unfallfrei am Einsatzort 
ankommen.

DP: Ist es für die Kolleginnen und 
Kollegen denn mit der Zeit riskanter 
geworden, auf Einsatzfahrten zu verun-
glücken?   
Knappe:  Gefahren und Risiken gab es 
immer. Daran wird sich im Grunde ge-
nommen nichts ändern. Viel wichtiger 
ist, dass sich Besatzungen in Einsatz-
fahrzeugen dieser Gefahren bewusst 

EPHK Norbert Knappe, 59 Jahre alt, leitet 
seit acht Jahren die Polizeiwache Ber-
gisch Gladbach in der Kreispolizeibehörde 
Rheinisch-Bergischer Kreis in Nordrhein-
Westfalen. 		  Foto: privat

zeugen geschehen in der Gegenwart 
und waren auch in den vergangenen 
Jahren und Jahrzehnten zu beklagen. 
Übrigens nicht nur bei der Polizei, 
sondern auch, wie ich mittlerweile 
weiß, bei allen Organisationen, die 
über Fahrzeuge mit Blaulicht und Ein-
satzhorn verfügen. 
Meine Polizeiwache mit etwa 75 
Kolleginnen und Kollegen stellte üb-
rigens keine Ausnahme dar. Und ich 
selbst schon mal gar nicht. Während 
meiner aktiven Zeit im Wach- und 
Wechseldienst als Streifenführer und 
später Dienstgruppenleiter verursach-
te ich zwei Verkehrsunfälle, Gott sei 
Dank ohne Personenschaden; aber 
beide waren vermeidbar. So, wie prin-
zipiell jeder Unfall vermeidbar ist. Ich 
hätte jedes Mal vor Scham in Grund 
und Boden versinken können.
Vor etwa drei Jahren fasste ich den 
Entschluss, thematisch tiefer in diese 
Materie einzusteigen. Ich fragte mich, 
reichen Fahrsicherheitstrainings und 
Appelle an die besondere Sorgfalt 
beim Führen von Dienstfahrzeugen 
wirklich aus? Und: Beeinflussen wis-
senschaftliche Erkenntnisse aus der 
Stressforschung das Fahrverhalten 
in entsprechend schwierigen Situa-
tionen positiv, wenn sie in dienstlich 
geeigneter Form vermittelt werden? 
Kümmern wir uns in der Polizei ins-
besondere während der Ausbildung 
jüngerer Beamtinnen und Beamten 
hinreichend genug, um sie auf Son-
der- und Wegerechtsfahrten vorzu-
bereiten? Diese und ähnliche Fragen 
würde ich – zumindest auf Nordrhein-
Westfalen bezogen – mit einem unein-
geschränkten Ja beantworten.

++
WWW  nfoi
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sind und ihre Fahrweise permanent 
den jeweiligen Situationen anpassen. 
Und genau hier spielt der Beifahrer 
eine wichtige Rolle, wenn er den 
Fahrer mit Hinweisen unterstützt. Das 
kann entscheidend dazu beitragen, 
schwierige Situationen rechtzeitig zu 
erkennen, um dementsprechend zu 
reagieren. Wir reden ja hier über Son-
derrechtsfahrten, die meinetwegen 5 
bis 15 Minuten dauern. Während die-
ser Zeit sollte sich der Beifahrer, wenn 
irgendwie möglich, uneingeschränkt 
dem Fahrer unterstützend zur Verfü-
gung stellen. 
Viele Kolleginnen und Kollegen 
sagten mir zwar, dass sie das ohnehin 
tun. Tatsächlich war das Ergebnis 
der von mir befragten Beifahrer, die 
in Verkehrsunfälle verwickelt waren, 
aber anders.

DP: Nämlich …
Knappe: Häufig wurden noch Funk- 
oder Handygespräche mit der Leitstel-
le erledigt, Einsatzpläne oder Karten-
material studiert oder sonst irgendwas 
gemacht. Dementsprechend war der 

Fahrer während dieser Hochstress-
phase auf sich allein gestellt. Sicher 
ankommen bedeutet: Beide konzen-
trieren sich als Team gemeinsam auf 
die Fahrt. Vier Augen sehen mehr als 
zwei.

DP: Stellen Sie wie viele andere Poli-
zeibeamtinnen und -beamte auch fest, 
dass der Respekt gegenüber der Polizei 
– selbst bei Einsatzfahrten mit Sonder-
signalen – spürbar gesunken ist?   
Knappe:  Respektlosigkeit und Ge-
waltbereitschaft gegenüber der Polizei 
sind im Allgemeinen mittlerweile auf 
ein unerträgliches Maß gestiegen. Das 
ist jedenfalls meine Erfahrung. Bezo-
gen auf den Straßenverkehr, also bei 
Einsatzfahrten, bin ich anderer Auffas-
sung. Autofahrerinnen und Autofahrer 
bemühen sich nach wie vor, freie Gas-
sen für Polizei, Feuerwehr und andere 
Rettungsorganisationen zu bilden. 
Aber nicht alle reagieren gleich. Auch 
für Verkehrsteilnehmer bedeutet es 
Stress, wenn von hinten ein Fahrzeug 
mit Martinshorn und Blaulicht naht. 
Ein im Film interviewter Kollege sagt 

dazu deutliche Worte. Auch hier kann 
der aufmerksame Beifahrer den ent-
scheidenden Hinweis geben, wenn 
zum Beispiel jemand plötzlich anders 
fährt, als man es erwartet hat.

DP: Es gehört als Beifahrer schon 
einiges dazu, den Fahrer auf beispiels-
weise unnötig schnelles oder riskantes 
Fahren hinzuweisen. Ist ein solches 
– richtiges – Verhalten nur etwas für 
selbstbewusste Typen? 
Knappe:  Alle Menschen entwickeln 
im Laufe ihres Lebens ein mehr oder 
minder großes Maß an Selbstbe-
wusstsein. Bei uns Polizistinnen und 
Polizisten ist diese Eigenschaft nach 
meinen Erfahrungen aufgrund der 
Besonderheiten dieses interessanten 
aber auch schwierigen Berufes sehr 
ausgeprägt. Den Fahrer hingegen 
zu bitten, langsamer oder angemes-
sener zu fahren, sollte allerdings eine 
Selbstverständlichkeit sein. Auch zu 
diesem Themenaspekt gibt der Film 
Antworten. Die ganz normale Wahr-
nehmungsfähigkeit eines ängstlichen 
Menschen reduziert sich drastisch auf 
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das eigene Unbehagen und weniger 
auf Verkehrsabläufe. Dem Fahrer 
wäre damit also gar nicht gedient. Der 
Satz: „Bitte fahr etwas langsamer“, 
oder „Du bist zu schnell“, zeugt von 
einer verantwortungsbewussten und 
professionellen Einstellung und, ich 
kann es nicht oft genug wiederholen, 
kann im entscheidenden Moment Le-
ben retten.

DP: Besteht nicht die Gefahr, als Angst-
hase zu gelten, wenn man solche Ansa-
gen an den Fahrer macht?
Knappe:  Kurz und knapp, nein. Je-
denfalls haben mir das alle Kolle-
ginnen und Kollegen bestätigt. Angst 
ist der schlechteste Wegbegleiter für 
uns. Ein offenes, von Rücksichtnahme 
und Einfühlungsvermögen geprägtes 
Arbeitsklima hingegen ist Grundvo-
raussetzung für erfolgreiches Han-
deln. Das gilt auch und insbesondere 
im Streifenwagen.

DP: Wie gehen die erfahrenen Kollegen 
mit ihrem Vorstoß um? Da sagen doch 
bestimmt einige, ich hab jetzt 25 Jahre 
auf dem Buckel und es ist noch nie was 
passiert, also was soll das ganze Ge-
tue? Fühlten sich die Fahrer nicht gleich 
auf den Schlips getreten?
Knappe:  Überall dort, wo Stefan Mit-
schke, Robert Germann oder ich den 
Film präsentiert und moderiert haben, 
fand das Video mit seinen Kernaussa-
gen eine durchweg positive Resonanz. 
Sowohl bei Jüngeren, als auch bei 
denen, die bereits viele Berufsjahre 
oder -jahrzehnte hinter sich gebracht 
haben. Nebenbei bemerkt ist jeder 
Fahrer auch mal Beifahrer.
Das Thema ist einfach zu ernst, um 
es als Getue zu bezeichnen. Ich er-
innere daran, dass erst vor wenigen 
Wochen eine Kollegin und ein Kollege 
der Autobahnpolizei in der Nähe von 
Bielefeld bei einem Verkehrsunfall 
ihr Leben verloren. Ein schreckliches 
Ereignis, das uns immer wieder mah-
nend vor Augen halten sollte, welchen 
Gefahren wir ausgesetzt sind.
Vor Jahren las ich in einer Fachzeit-
schrift, die sich in einem Artikel mit 
den Begriffen wie Unfallhäufigkeit 
und Erfahrung befasste, dass in den 
Bereichen Tauchsport und Fliegerei 
die meisten der tödlich Verunglückten 
sogenannte Erfahrene waren. Erfah-
rung ist natürlich etwas Unersetzbares 
und hilft uns, das Leben in vielen Be-
reichen leichter und koordinierter zu 
bestreiten. Erfahrungen hingegen, die 
sich einer stetig im Fluss befindlichen 

Lebenswirklichkeit anpassen, helfen 
tatsächlich im komplexen System un-
seres Straßenverkehrs, Unfallgefahren 
zu erkennen. Wir alle haben doch bei 
Unfallaufnahmen irgendwann schon 
einmal den Satz eines Verursachers 
gehört: Jetzt fahre ich schon dreißig 
Jahre unfallfrei, und nun das. Diese 
Aussage spricht meines Erachtens 
nach für sich selbst.

DP: Wird in der Ausbildung noch zu we-
nig Wert auf die Teamarbeit im Streifen-
wagen gelegt? 
Knappe:  Generell erleben wir im 
Wach- und Wechseldienst absolut 
motivierte und sehr gut vorbereitete 
Kommissaranwärterinnen und -an-
wärter, die im Verlauf ihrer fachprak-
tischen Studienabschnitte erste Kennt-
nisse und Erfahrungen außerhalb der 
Fachhochschule sammeln. Dem The-
ma Einsatzfahrten wird in der Theorie 
und anschließenden Fahrsicherheits-
trainings viel Zeit gewidmet. Das ist 
tatsächlich hervorragend. Wenn es 
mit unserem Filmbeitrag zusätzlich 
gelingt, der Rolle des Beifahrers noch 
mehr Beachtung zu schenken, wäre 
das eine ideale Ergänzung. Das in 
Nordrhein-Westfalen zuständige Lan-
desamt für Ausbildung, Fortbildung 
und Personalangelegenheiten erhielt 
in diesem Zusammenhang, so wie alle 
NRW-Kreispolizeibehörden, eine 
Kopie des Films.

DP: Gibt es aus Ihrer Sicht perspekti-
visch noch etwas, was die Sicherheit 
der Streifenwagen verbessern oder auch 

den Stellenwert der immens wichtigen 
Eigensicherung erhöhen kann, ohne 
gleichzeitig als „uncool“ bewertet zu 
werden und was dann eben ohne er-
wünschte Wirkung bleibt? 
Knappe:  Uncool mag derzeit eine gän-
gige Floskel sein, die so etwas Ähn-
liches wie ätzend, ungut, verkrampft 
oder langweilig meint. Mit dem Be-
griff Eigensicherung hat uncool auch 
nicht im Entferntesten etwas zu tun. 
Eigensicherung meint unter anderem 
ein auf Dauer angelegtes professio-
nelles, flexibles und situationsange-
passtes Handeln. Das gilt natürlich 
auch voll umfänglich für Einsatz-
fahrten jedweder Art. Eigensicherung 
richtet sich aber auch an uns Vorge-
setzte, alle sinnvollen Möglichkeiten 
auszuschöpfen, die den Berufsalltag 
der uns anvertrauten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sicherer gestalten. 
Deshalb entschloss sich meine Kreis-
polizeibehörde auch relativ kurz nach 
der Einführung der neuen blauen 
Uniform, jedem Angehörigen des 
Wach- und Wechseldienstes sowie 
den Bezirksbeamten Warnwesten zu 
Verfügung zu stellen, da die Uniform 
bekanntermaßen schlecht erkennbar 
ist. Eine kleine aber wichtige Investiti-
on, die hilft, Leben zu retten.
Eine andere Angelegenheit, die sich 
auf unsere Einsatzfahrzeuge bezieht, 
wird momentan sehr aufmerksam von 
meinen Kolleginnen und Kollegen 
verfolgt. Das Land trägt sich mit dem 
Gedanken, neue Streifenwagen zu 
beschaffen. Die Rede ist auch von 
einem Wechsel des Herstellers. Hier 

Polizeistreife auf Einsatzfahrt. Eine gute und aufmerksame Zusammenarbeit zwischen 
Fahrer und Beifahrer minimiert Unfallrisiken.                                Foto: Patrick Seeger/dpa
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würde ich mir wünschen, dass vor 
einer endgültigen Beschaffung dieje-
nigen mitberaten und mitentscheiden 
dürften, die später diese Fahrzeuge 
Tag und Nacht in Gebrauch nehmen. 
Denn für sie ist es nicht nur ein simp-
les Fortbewegungsmittel, sondern ihr 
über viele Stunden hinweg zu nut-
zender Arbeitsplatz. Und wie wir alle 
wissen, trägt unser jeweiliger Arbeits-
platz wesentlich zur Berufszufrieden-
heit bei, so er denn geeignet ist und 
akzeptiert wird.
Deshalb richte ich meine herzliche 
Bitte an die Entscheidungsträger im 
Ministerium für Inneres und Kommu-
nales, die künftigen Nutzerinnen und 
Nutzer eines neuen Dienstfahrzeuges 
in ausreichendem Maß zu beteiligen. 
Das genau ist der Wunsch, den ich im-
mer wieder höre.

Zu guter Letzt liegt mir wegen un-
seres Films noch etwas Besonders am 
Herzen. Diesen circa siebenminütigen 
Beitrag völlig unkommentiert und oh-
ne argumentative Begleitung auf der 
Leinwand zu zeigen wäre allenfalls 
eine B-Lösung. Ich habe innerhalb 
und außerhalb der Behörde, in der 
ich Dienst versehe, Führungskräfte 
eingeladen, den Film moderiert und 
anschließend diskutiert. Der Zeitauf-
wand von etwa einer Stunde wird 
dem Thema allemal gerecht. Im wei-
teren Verlauf konnte jede und jeder 
der Führungskräfte, inhaltlich ent-
sprechend vorbereitet, den Transfer 
in die eigene Gruppe übernehmen. 
Sofern ich diesbezüglich Hilfe leisten 
kann und darf: Kein Problem, wenn es 
mein Chef und meine Zeit erlauben, 
komme ich gerne vorbei.

DP: Vielen Dank für das Gespräch.

Die Fragen stellte Michael Zielasko.

Der Download zum Lehrfilm „Sicher 
ankommen“ steht GdP-Mitgliedern im 
geschlossenen Mitgliederbereich zur 
Verfügung. Der Link zum Film ist in der 
Themen-Übersicht der Online-Ausgabe 
der Oktober-DP leicht zu finden. 

Der Film hat ein Datenvolumen von 
circa 275 MB. Interessierte kalkulieren 
daher bitte ein bisschen Wartezeit ein, 
bis der Film startet.

Bitte beachten Sie, dass jegliche Form 
der Weitergabe oder Verbreitung des 
Films mit den Urhebern abgesprochen 
und von ihnen genehmigt werden muss. 
Erreichbar ist EPHK Knappe unter der 
E-Mail-Adresse: 
norbert.knappe@polizei.nrw.de

EIGENSICHERUNG
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Wie geht es weiter mit dem Betreu-
ungsgeld? Als das Bundesverfassungs-
gericht im Juli 2015 das Gesetz kippte, 
waren viele Fragen ungeklärt. Soll die 
im Bundeshaushalt fest eingeplante 
Summe, immerhin knapp eine Milliarde 
Euro jährlich, künftig in den Ausbau 
von Krippen und Kitas gehen? Womit 
müssen Eltern rechnen, die die Unter-
stützung von 150 Euro pro Monat be-
reits beziehen, die ihren Antrag bewil-
ligt bekommen oder zumindest gestellt 
haben? Gibt es in Bayern demnächst 
mehr Geld für Familien als in Hessen, 
Hamburg oder Nordrhein-Westfalen?

Erstaunlich, dass alle Fragen mitten 

im tiefsten Sommerloch von einer poli-
tischen Reservemannschaft der Groß-
en Koalition diskutiert werden sollten. 
Denn im Berliner Familienministerium 
ging man schon seit April davon aus, 
dass die obersten Richter die von ihren 
Gegnern als Herdprämie geschmäh-
te Leistung ablehnen würden. In der 
mündlichen Verhandlung hatten die 
Karlsruher Juristen unverblümt klar 
gemacht, dass sie dem Bund an diesem 

SOZIALES

Das Betreuungsgeld-Chaos
Von Thomas Gesterkamp

Nach dem gerichtlichen Aus für die umstrittene familienpolitische 
Leistung gab es Streit, wohin die frei werdenden Gelder fließen sollen – 
in eine Landesförderung, in die Kindertagesstätten oder einfach in den Bun-
deshaushalt? Der Vorschlag des Autors: mehr Gehalt für Erzieherinnen.

Punkt schlicht die gesetzliche Kompe-
tenz absprechen. 

So besehen war das Urteil wenig 
überraschend – dennoch entstand sofort 
ein föderales Chaos. Die zuständige 
Bundesministerin Manuela Schwesig 
(SPD) favorisierte stets eine verbes-
serte Ausstattung der Kindertagesstät-
ten durch mehr Sachmittel und zu-
sätzliches Personal. CSU-Chef Horst 
Seehofer, nach dem Maut-Desaster sei-
nes Parteifreundes Alexander Dobrindt 
ohnehin angeschlagen, will aber am 
Betreuungsgeld unbedingt festhalten 
und verfolgt in bekanntem Stil einen 
bayerischen Sonderweg. Dabei liegt 

auch in seinem Bundesland die Nach-
frage nach Krippenplätzen weit über 
den Prognosen. 

Wirrwarr um Kompetenzen

Schwesig wollte auf jeden Fall si-
cherstellen, dass das eingesparte Geld 
weiterhin den Familien zugutekommt. 
Die Mittel müssten im Haushalt ihres 

Ressorts bleiben, forderte sie schon 
kurz nach dem Karlsruher Urteil. CSU-
Generalsekretär Andreas Scheuer in-
terpretierte den Richterspruch völlig 
anders: „Wenn nach dem Bundesver-
fassungsgericht die Länder zuständig 
sind, muss das Geld auch den Ländern 
zur Verfügung gestellt werden”, al-
les andere sei ein „familienpolitischer 
Sündenfall”. 

In Bayern nahmen zuletzt 73 Pro-
zent der Eltern mit ein- und zwei-
jährigen Kindern das Betreuungs-
geld in Anspruch, deutlich mehr als 
in anderen Regionen Deutschlands. 
CSU-Landesministerin Emilia Müller 
erklärte, Schwesigs Pläne seien ledig-
lich „Wunschgedanken”. Der Bund 
sei verpflichtet, die im Etat eingestell-
ten Mittel zu übertragen, damit das 
Betreuungsgeld auf föderaler Ebene 
fortgeführt werden könne:  „Nachhil-
feunterricht aus Berlin brauchen wir 
hier nicht.”

Wirtschaftsverbände und die Minis-
terpräsidenten anderer Bundeslän-
der, nicht nur sozialdemokratische, 
forderten dagegen unisono die Um-
schichtung der Gelder in die öffentliche 
Betreuung. Schwesig verteilte gleich 
nach dem Urteil via „Bild“-Zeitung 
Beruhigungspillen aus ihrem Urlaub: 
Selbstverständlich müsse niemand 
schon überwiesenes Geld zurückzah-
len, auch für bereits bewilligte Anträge 
gelte eine Art Vertrauensschutz. Insge-
samt bezogen zuletzt 450.000 Familien 
in Deutschland das Betreuungsgeld. 
Rund 700.000 Kinder unter drei Jah-
ren werden mittlerweile in Tagesein-
richtungen versorgt; gegenüber dem 
Vorjahr ist ihre Zahl um fünf Prozent 
gestiegen. 

Betreuungsgeld-Dividende

Interessant war die zeitliche Kollision 
zweier familienpolitischer Themen, die 
auf den ersten Blick nur indirekt mitein-
ander zu tun haben: Während Mitte 
August eine politische Stallwache im 
Regierungsviertel über die Zukunft des 
Betreuungsgeldes beraten sollte (man-
gels Masse fiel der Termin zunächst 
aus), endete zu diesem Zeitpunkt auch 
die Friedenspflicht im ungelösten Ki-
ta-Streik. Die Gewerkschaften ver.di 
und GEW sowie der Beamtenbund 
hatten ihre Mitglieder über das ma-
gere Schlichtungsergebnis abstimmen 
lassen, rund 70 Prozent erklärten sich 
mit dem Angebot nicht einverstanden. 
Daraufhin drohten neue Streiks – und 

Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig im Fokus der Medien. 
                   					           Foto: Wolfgang Kumm/dpa
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• Missbrauch von Suchtmitteln
• onkologischen und

internistischen Erkrankungen

Fachklinik für Psychosomatik,
Onkologie und Innere Medizin
Kassel - Bad Wilhelmshöhe.
In Mitten Deutschlands am Fuße
des größten Bergparks Europas mit
Herkules und Schloss Wilhelmshöhe
sowie in direkter Nachbarschaft zu
einer der schönsten Thermen liegt
die Habichtswald-Klinik.

Habichtswald-Klinik

Kostenloses Service-Telefon: 0800 890 110 Telefon Aufnahmebüro: 0561 3108-186, -622

In ihrem Selbstverständnis als
Klinik für Ganzheitsmedizin
arbeitet die Habichtswald-Klinik
auf der Ebene einer integrativen
Betrachtung von Körper, Seele
und Geist in einer Synthese aus
Schulmedizin, Naturheilverfahren
und komplementärer Therapien. Die
Klinik hat einen Versorgungsvertrag
nach §111 und ist nach § 30 GWO
als beihilfefähig anerkannt.

… wieder Atem schöpfen

Bei den Gesetzlichen Krankenkas-
sen ist die Habichtswald-Klinik als
Rehabilitationsklinik anerkannt,
bei den privaten Krankenversich-
erungen als „Gemischte Einrichtung“
die auch Akutbehandlungen gemäß
OPS 301 durchführt. Die Beihilfe-
stellen rechnen mit der Klinik den
allgemeinen niedrigsten mit den
Sozialversicherungsträgern verein-
barten pauschalen Pflegesatz ab.

Anzeige

SOZIALES

damit neue Belastungen für Erwerbs-
tätige mit kleinen Kindern, die auf die 
Zuverlässigkeit der Tagesstätten ange-
wiesen sind. 

Die Betreuungsgeld-Dividende 
könnte eine ungewöhnliche Lösung 
forcieren – wenn sich die Beteiligten im 
Wirrwarr der Kompetenzen zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen einfach 
mal pragmatisch einigen würden. Die 
durch das höchstrichterliche Aus mit-
telfristig zur Verfügung stehenden fast 
Tausend Millionen Euro pro Jahr wür-
den dann nicht in Elternförderung, in 
Gebäude, Kinderbücher oder Spielzeug 

investiert – sondern einfach in mehr Ge-
halt für unterbezahlte Erzieherinnen. 

Denn dieser Beruf beinhaltet nicht 
nur eine hohe Verantwortung für die 
nachwachsende Generation, sondern 
ist auch sehr anstrengend. Eine ak-
tuelle Untersuchung der Techniker-
Krankenkasse (TK) hat ergeben, dass 
Kindergärtnerinnen im vergangenen 
Jahr vier Tage mehr krankgeschrie-
ben waren als der Durchschnitt aller 
sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten. Die von der TK erfassten Ver-
sicherten in Krippen und Kitas kamen 
auf insgesamt 18,9 Fehltage pro Kopf. 

Gudrun Ahlers, die Präventionsexpertin 
der Kasse, zeigt sich von diesen Daten 
nicht überrascht: Viren und Bakterien, 
der hohe Lärmpegel und immer kom-
plexer werdende Aufgaben machen 
die öffentliche Kindererziehung nach 
ihrer Ansicht zu einer besonders krank 
machenden Belastung. Dass die Ge-
sellschaft dieser stressigen Tätigkeit 
dennoch die entsprechende monetäre 
Anerkennung verweigert, war mit Si-
cherheit eine wichtige Ursache für die 
verhärteten Fronten zwischen Arbeit-
gebern und Gewerkschaften in einem 
monatelangen Arbeitskampf. 

Der Wettbewerb richtet sich an 
Gewerkschaftsjugend, Schülerinnen 
und Schüler an Berufsschulen und 
alle Jugendlichen, die sich in einer 
beruflichen Ausbildung befinden. Er 
dient der Auseinandersetzung junger 
Menschen mit der Thematik Ausgren-
zung, Rassismus, Rechtsextremismus 
und Gleichbehandlung.

Die Schirmherrschaft über den 
Wettbewerb 2015/2016 haben Bran-
denburgs Ministerpräsident Dietmar 
Woidke und der Vorsitzende der Ge-

AKTION

Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ 
2015/2016 startet!

Bereits zum zehnten Mal schreibt der Verein der Gewerkschaften „Mach 
meinen Kumpel nicht an!“ den Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ aus. 

werkschaft der Polizei (GdP), Oliver 
Malchow, übernommen. 

Es lohnt sich mitzumachen und 
Flagge gegen Fremdenfeindlichkeit, 
Rassismus und Rechtsextremismus zu 
zeigen, denn es gibt mehrere Preise 
zu gewinnen, die bei einer feierlichen 
Preisverleihung den Gewinnern über-
geben werden.

Mehr Infos über den Wettbewerb 
unter www.gelbehand.de/wettbe-
werb.

red
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Auch werden die genannten Zah-
len nicht ins Verhältnis zu den vielen 
Kontakten zu Bürgerinnen und Bür-
gern gesetzt, die problemlos und auf 
kommunikativer Ebene ablaufen. Die 

staatsanwaltschaftliche Einstellungs-
quote stünde als einzelne Zahl recht 
aussagelos da und lasse den Eindruck 
aufkommen, Polizei könne ungestraft 
Übergriffe auf wehrlose Bürgerinnen 
und Bürger vornehmen, entgegnete 
Björn Neureuter, frisch gebackener 
Vorsitzender des GdP-Bundesfachaus-
schusses Schutzpolizei.

„Es ging uns nicht darum, der Polizei 
eine reinzuwürgen. Wir haben großen 
Respekt vor der schweren Arbeit der 
Polizei“, sagte Kai Henkel, Leiter des 
SWR-Ressorts Kultur und Gesellschaft. 

MEDIEN

Kleinsten gemeinsamen Nenner gefunden:
Treffen von GdP-Vertretern mit Journalisten

Der GdP-Bundesfachausschuss 
Schutzpolizei intervenierte mehrfach 
gegen die nach seiner Ansicht ten-
denzielle Darstellung polizeilicher 
Einsätze mit Zwangsanwendung, die 
sodann auch als Videomitschnitt im 
Internet massiv verbreitet wurden. 
„Die Story im Ersten – Polizei, Ge-
walt und Video – Wenn Einsätze aus 
dem Ruder laufen“ verstärkte somit 
die mediale Vorverurteilung von Po-
lizeibeamtinnen und -beamten, dies 
auch durch die in der Sendung dar-
gestellte „Mitwirkung“ der Justiz in 
Form hoher Einstellungsquoten bei 
diesen Verfahren. Das persönliche 
Gespräch mit SWR-Verantwortlichen 
erfolgte nun als abschließende Erör-
terung.

„Unser Anliegen war es, mit offenen Augen rein zu gehen und einen kri-
tischen Bericht zu liefern ...“, so Hans-Michael Kassel, Redaktionsleiter 
beim Südwestrundfunk (SWR) und verantwortlich für Dokumentation und 
Reportage. Ein kritischer Bericht ist es aus Sicht des Bundesfachaus-
schuss Schutzpolizei geworden. 
Die GdP stellt aber auch fest, wenig ausgewogen und mit einer äußerst 
tendenziellen Botschaft: Polizei übe oft ungerechtfertigt Gewalt aus, die 
nun durch Videosequenzen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wer-
den. „Zwischen Gewalt und Zwang – als legitimem Werkzeug der Polizei 
– wird im Beitrag nicht differenziert!“, so Tina Horn, Vorsitzende des GdP-
Fachausschusses Schutzpolizei in Rheinland-Pfalz.

Auch sei „Die Story im Ersten“ von 
drei Millionen Zuschauerinnen und 
Zuschauern verfolgt worden, die eher 
dem „höheren Bildungsniveau“ an-
gehörten. Diese hätten kritisch hin-
terfragt, was da zu Polizeieinsätzen 
und Videos gezeigt wurde. Allerdings 
gehöre es zu den elementaren Auf-
gaben des Journalismus, gerade im 
öffentlich-rechtlichen Bereich, den 
Finger in die Wunde zu legen. Die 
Polizei sei allemal ein Bereich, der 
einer kritischen Betrachtung wert sei.

„Wir haben jedoch festgestellt, dass 
wir hier nicht ins Zentrum eines ge-
sellschaftlichen Missstandes gestoßen 
sind, sondern eher Einzelphänome vor-
gefunden haben“, so Henkel weiter. 
Ein generelles Problem der Polizei, die 
bei ihren Amtshandlungen – auch bei 
ungerechtfertigten – nun auch noch 
gefilmt werde, gäbe es offensichtlich 
nicht. 

Der Journalismus greife bei seinen 
Berichterstattungen die schwarzen 
Schafe heraus. Tina Horn und Björn 
Neureuter war es wichtig festzustel-
len, dass man in diesem Beitrag auch 
weiße „erwischt“ habe. Der SWR ficht 
diese Feststellung nicht an, stellte aber 
auch fest, dass dies nicht die Absicht 
gewesen sei. 

Unser Eindruck: Trotz einer recht 
einseitigen Reportage waren hier seri-
öse Journalisten am Werk, die sich un-
seren Argumenten nicht verschlossen, 
sondern Verständnis für die Herausfor-
derungen des Polizeidienstes haben.

Bernd Becker

Der erste „Vermisst-Ratgeber für 
Angehörige, Freunde und Arbeitskol-
legen“ erschien zur Leipziger Buch-
messe 2015 im März. Der Düsseldorfer 
Publizist und Schriftsteller Peter Jamin, 
der sich seit mehr als 20 Jahren mit 
dem Thema befasst und ehrenamtlich 
ein Vermisst-Telefon unterhält, stellte 
den neuen Leitfaden auf der Leipziger 
Buchmesse vor.

Das Buch enthält umfangreiche, 
nach Stichworten geordnete Informa-
tionen zum Verhalten nach dem Ver-
schwinden von Kindern, Jugendlichen 
und Erwachsenen. Außerdem gibt es 
Tipps für erste Maßnahmen, Empfeh-
lungen bei psychischen Krisen und 
wichtige Adressen, die in speziellen 

Vermisst-Ratgeber
Jährlich mehr als 500.000 Angehörige betroffen

Fällen etwa bei Schulden, Adresser-
mittlungen oder psychischen Erkran-
kungen helfen können.

Der Band enthält darüber hinaus 
einen Essay Jamins zur aktuellen Lage 
der Angehörigen von Vermissten „Die 
vermisste Gesellschaft“.

Jährlich werden mehr als 100.000 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
bei der Polizei als vermisst registriert, 
zurück bleiben mehr als 500.000 An-
gehörige und darüber hinaus Freunde, 
Bekannte und Arbeitskollegen, die 
sich Sorgen um die Verschwundenen 
machen.
Vermisst-Ratgeber, Krefelder Verlag 
Magenta, 2015, 160 Seiten, 
14,90 Euro, ISBN 978-3-944299-06-8
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Mit Zelt-Camps in der Wüste Negev, 
dem Toten Meer und am Jordan-Fluss, 
Wanderstiefeln und „draußen sein“ er-
kundet die Reisegruppe vom 18. bis 26. 
Mai 2016 das Land wieder einmal auf 
ganz andere als die herkömmliche Art.

Die Verknüpfung von politischer 
und kultureller Bildung mit Outdoor-
Aktivitäten prägt diese begehrte Reise. 
Alle Informationen, Anmeldeformulare, 
begeisterte Reiseberichte und Fotos der 
letzten Touren für den Vorgeschmack 
finden Interessierte unter „www.israel-
reise.gdp-bundespolizei.de“.

Fragen beantwortet gern Tourleiter 
Sven Hüber (Tel.: 0 30-18681-4610).

Für die Reise kann bei Vorliegen der 
Voraussetzungen Sonderurlaub für Be-
amte beziehungsweise Bildungsurlaub 
für Arbeitnehmer beantragt werden.

Sven Hüber

Outdoor: Mit der GdP Israel „ganz anders“ 
entdecken

Die GdP bietet auch im Jahr 2016 
wieder interessierten und fitten 
Kolleginnen und Kollegen von Bund 
und Ländern und deren Begleitern 
eine Outdoor-Tour nach Israel an.

REISE

Sportlichkeit hilft schon dabei, die großartige Landschaft Israels unmittelbar entdecken zu 
können – hier beim Abseilen in der judäischen Wüste.                             Foto: Sven Hüber
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GESUNDHEIT

GdP-Kommission „Arbeitsschutz“ 
tagt in Berlin

Zentrales Thema der jüngsten Sitzung der GdP-Kommission „Arbeits-
schutz“ Anfang August in Berlin war neben der Nachbereitung des Arbeits-
schutzsymposiums und der Bearbeitung von Anträgen des Bundeskon-
gresses die Erstellung eines Positionspapiers der Bundes-GdP als Hand-
lungshilfe für alle Akteure der Bereiche Gesundheit und Arbeitsschutz.

Mit einem ersten Entwurf des GdP-
Papiers hatte die Arbeitsgemeinschaft 
4 des Arbeitsschutzsymposiums unter 
Leitung von Bernd Becker bereits im 
März gute Vorarbeit geleistet. Dabei 
waren die Ergebnisse der Symposien 
der Vorjahre und die jahrelange Er-
fahrung der GdP in Rheinland-Pfalz 
eingeflossen. Das Papier wurde in der 
Kommission fortgeschrieben und be-
findet sich derzeit nach einer ersten 
redaktionellen Überarbeitung im Ab-
stimmungsumlauf.

Das GdP-Papier zu Gesundheit und 
Arbeitsschutz richtet sich vor allem an 
die GdP-Untergliederungen aller Ebe-
nen und an alle GdP-Personalräte. Die 
GdP will mit diesem Positionspapier 
das Rad der betrieblichen Gesund-
heitsförderung (BGM) sicher nicht neu 

erfinden, weil es inzwischen endlich in 
allen Ländern rollt. Unser Anliegen ist 
es, Ziele, Grundsätze und Arbeitsfelder 
zu beschreiben, die als Ideen-Börse 
für alle Akteure geeignet sind. Aus 
gewerkschaftlicher Sicht wird heraus-
gestellt, dass die Verhältnispräven-
tion, also die positive Beeinflussung 
gefährdender Arbeitsbedingungen, 
selbst im Vordergrund stehen muss. 
Grundvor-aussetzung eines jeden be-
trieblichen Gesundheitsmanagement-
Systems ist es, dass hinreichend viele 
Multiplikatoren oder Beauftragte und 
vor allem genügend finanzielle Mittel 
zur Verfügung stehen. Ganz wichtig: 
BGM darf nicht auf Rückengymnastik, 
Waldlauf und Dienstsport reduziert 
werden und darüber hinaus noch das 
private Zeitkonto der Kollegin oder des 
Kollegen belasten.

Die GdP-Arbeitsschutzkommission bei ihrer Sitzung in der Bundesgeschäftsstelle. Mitglieder des Gremiums sind Antje Götz-Bungarten, 
Polizeipsychologin in der bayerischen Polizei, Barbara Prasch, Frauenvertreterin im Berliner Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegen-
heiten, Dr. Christian Kühl, Leiter der Geschäftsstelle Arbeitsschutz der bayerischen Polizei, Bernd Becker, Mitglied im Hauptpersonalrat 
der Polizei Rheinland-Pfalz, Lothar Hölzgen, Mitglied im geschäftsführenden Landesvorstand der GdP Hessen und Personalratsvorsitzender 
im Polizeipräsidium Westhessen, Frank Fubel, Gesundheitsmanager und Polizist beim PP Bielefeld sowie Dietmar Schilff, im Geschäftsfüh-
renden GdP-Bundesvorstand für Arbeitsschutz verantwortlich und Hans Jürgen Marker, zuständiger Gewerkschaftssekretär in der Bundes-
geschäftsstelle. 				     							            Foto: Holecek

„Gesundheit braucht Budget und 
Zeit“, so lautet eine der Grundforde-
rungen im GdP-Papier. Der Zusam-
menhang zwischen Arbeitsbedingun-
gen und Gesundheit müsse im Mittel-
punkt der Überlegungen stehen, pos-
tulierte die Kommission. Dazu gehöre, 
die Beschäftigten in die Gestaltung 
und Veränderung der Arbeitsabläufe 
einzubeziehen. Die Etablierung eines 
gesundheitsorientierten Führungsstils 
sei von zentraler Bedeutung. 

Kollegin Barbara Prasch von der 
Berliner GdP bringt es auf den Punkt: 
„Diese beiden Themenkomplexe 
werden bei der durch Kürzungen ge-
prägten Personalsituation immer wich-
tiger. Die zunehmende Zahl von psy-
chischen Erkrankungen macht auch 
vor unseren Behörden nicht halt. Wer 
glaubt, dies liege in erster Linie im per-
sönlichen beziehungsweise privaten 
Bereich der Betroffenen, irrt gewaltig. 
Dass ungünstige Arbeitsbedingungen 
auch psychische Krankheiten auslösen 
oder verstärken können, ist arbeitswis-
senschaftlich belegt.“

Die Arbeitsschutzkommission geht 
davon aus, dass das Gesundheitspa-
pier der GdP in der Herbstsitzung des 
Bundesvorstandes verabschiedet wer-
den wird.		               hjm
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In eindrucksvollen Worten schil-
derten Bernd Mastaleck, langjähriger 
Beamter aus dem Berliner Problemkiez 
Neukölln, und sein junger nordrhein-
westfälischer GdP-Kollege Christian 
Emmrich mit dem Einsatzgebiet Duis-
burg-Marxloh ihre teils erschütternden 
Gewalterfahrungen aus dem oft „ganz 
normalen täglichen Dienst“. „Ich wer-
de meine Familie jedenfalls nicht mehr 
aus dem Krankenhaus anrufen, den 
Fehler mache ich nicht mehr“, erzählte 
Emmrich, der für die Junge Gruppe 
der GdP NRW in der Ruhrgebietsstadt 
unterwegs ist. „Es gab Situationen, 
wo jede Faser deines Körpers schreit 
‚renn weg!‘ und ich bin trotzdem ste-
hengeblieben“, berichtete Personalrat 
Mastaleck.

Verständnislos angesichts solcher 
Gewalterfahrungen schüttelte Dr. 
Günter Krings (CDU), Parlamenta-
rischer Staatssekretär im Bundesmi-
nisterium des Innern (BMI), wiederholt 

Wenn jede Faser deines Körpers schreit, 
„renn weg!“

Die Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten, der schwindende Respekt 
vor den Einsatzkräften und wie die Beamtinnen und Beamten damit 
umgehen, stand im thematischen Vordergrund des mittlerweile traditio-
nellen und gut besuchten Parlamentarischen Abends der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) Anfang September in der rheinland-pfälzischen Landes-
vertretung in Berlin. 

Kein Verständnis für Gewalt gegen Polizei: 
Dr. Günter Krings (l.), Parlamentarischer 
Staatssekretär im Bundesinnenministerium, 
und GdP-Vize Jörg Radek, erörtern die teils 
erschütternden Schilderungen der beiden 
Polizeibeamten aus Berlin und Nordrhein-
Westfalen.     
	       Fotos (2): GdP/Hagen Immel

seinen Kopf und applaudierte spontan 
den plastischen und authentischen 
Ausführungen der Polizisten. BMI-
Staatssekretärskollege Dr. Ole Schrö-
der (CDU) schaute ebenso betreten 
wie die der GdP-Einladung gefolgten 
Bundestagsabgeordneten, Behörden-
vertreter von Polizei und Verfassungs-
schutz sowie weiteren Gäste. 

Die Gewalt gegen die Polizei sollte 
auch in den Gesprächen nach dem 
„offiziellen“ Teil noch eine große Rolle 
spielen. Später, leider des hohen Ter-
mindrucks geschuldet, schaute noch 
der rheinland-pfälzische Innenminister 
und Vorsitzende der Innenminister-
konferenz, Roger Lewentz vorbei. Als 
„quasi“ Hausherr ließ er es sich nicht 
nehmen, in den intensiven Meinungs-
austausch direkt einzusteigen.    mzo

PARLAMENTARISCHER ABEND

(v.l.) Intensiver Meinungsaustausch: Dietmar Schilff, stellvertretender GdP-Bundesvor-
sitzender und Chef der GdP Niedersachsen, mit Dr. Helmut Teichmann, Abteilungsleiter 
Bundespolizei im Bundesministerium des Innern, und Bundespolizei-Vizepräsident Jürgen 
Schubert.
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Brennpunkt Hauptstadt: Der Berliner CDU-Innenexperte 
Kai Wegner MdB im Gespräch mit dem Polizisten Bernd 
Mastaleck.

Der stellvertretende GdP-Bundesvorsitzende 
Jörg Radek im Meinungsaustausch mit dem 
Parlamentarischen Staatssekretär im Bun-
desinnenministerium, Dr. Ole Schröder.

Gerold Rei-
chenbach 
MdB (SPD) 
mit GdP-
Bundeskas-
sierer Jörg 
Bruchmüller 
(m.) und 
GdP-Gewerk-
schafts-
sekretär 
Sascha 
Braun (r.).

Die öffentliche und private Sicherheit im Fo-
kus von „Behörden Spiegel“-Chefredakteur 
R. Uwe Proll (l.) und Dr. Harald Olschok, 
Hauptgeschäftsführer des Bundesverbandes 
der Sicherheitswitschaft (BDSW).

Volker Beck MdB, Grünen-Abgeordneter im Bundestagsinnenausschuss, im Gespräch mit 
GdP-Vertretern. 			                                Fotos (6): GdP/Hagen Immel

PARLAMENTARISCHER ABEND

Die Polizei müsse sich in Duisburg-Marxloh den Respekt 
erst wieder erkämpfen, sagte Christian Emmrich, Beamter aus 
dem Problemviertel, das als sogenannte No-Go-Area in 
die Schlagzeilen geriet.
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Engagierte Debatte: (v.l.) Dr. Helmut Teichmann, Abteilungsleiter 
Bundespolizei im Bundesministerium des Innern, Bundespolizei-
Vizepräsident Jürgen Schubert, Susanne Mittag MdB (SPD) und der 
stellvertretende GdP-Bundesvorsitzende Jörg Radek.

Der stellvertretende GdP-Bundesvorsitzende und GdP-NRW-Chef Arnold 
Plickert schildert Gewaltvorfälle gegen seine Kolleginnen und Kolle-
gen. Links im Bild: „Behörden Spiegel“-Chefredakteur R. Uwe Proll.

Unter den Gästen 
auch der innenpoli-
tische Sprecher der 
SPD-Bundestags-
fraktion, 
Burkhard Lischka.

GdP-Bundeskassierer Jörg Bruchmüller mit dem Abgeordneten der 
Links-Fraktion Frank Tempel (r.).

Auch Innenaus-
schuss-Mitglied 
Barbara Woltmann 
MdB (CDU) disku-
tierte auf dem des 
mittlerweile schon 
traditionellen Parla-
mentarischen Abend 
der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP).

Die SPD-Abgeordnete Michelle Müntefering (r.) und Praktikantin 
Lisa Wendzich informieren sich beim stellvertretenden GdP-Bundes-
vorsitzenden und GdP-NRW-Chef Arnold Plickert über die Lage in 
Duisburg-Marxloh.

GdP-Vize Radek informiert sich über aktuelle Entwicklungen im Ver-
fassungsschutz. Rechts im Bild, Verfassungsschutz-Vizepräsident 
Thomas Haldenwang und Bernd Palenda (m.), Leiter des Berliner 
Verfassungsschutzes.                      Fotos (7): GdP/Hagen Immel

PARLAMENTARISCHER ABEND
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POLIZEI IN STAAT UND GESELLSCHAFT
Politikwissenschaftliche und soziologische Grundzüge
Von Bernhard Frevel (Hrsg.).

Dieses studienbegleitende Lehrbuch stellt die po-
litikwissenschaftlichen und soziologischen Grundla-
gen für die Polizeiarbeit dar. Während die Politikwis-
senschaft Analysen bereitstellt, um die Polizei und
ihr Handeln zu verstehen, bietet die Soziologie un-
verzichtbares Hintergrundwissen, um die Bedeutung
gesellschaftlicher Strukturen und Prozesse für die
Gewährung von Sicherheit und Ordnung zu erfassen
und als Polizei hierauf zu reagieren.

In zehn Kapiteln beschreiben die Autorinnen und
Autoren, die an polizeiausbildenden Hochschulen
und Akademien lehren, die sozialwissenschaftli-
chen Fragestellungen mit stetem Bezug zur Rolle,
Funktion und Organisation der Polizei sowie zu den
politischen Bedingungen und Anforderungen an po-
lizeiliches Handeln in Deutschland.

Der politikwissenschaftliche Teil befasst sich mit
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Anzeige

Wer hat das 
nicht im Ohr: 
„NOCHMAAAL“. 
Immer wieder wol-
len Kinder Sachen 
sehen ,  genau 
hinschauen, er-
kennen und ver-
stehen – Kinder 
lieben Wieder-
holungen. Wel-
che Eltern wur-
den nicht schon 
zur Verzweiflung getrieben, weil ihr 
Sprössling ein Polizeiauto, das gerade 
vorbeigefahren ist, „nochmaaal“ se-
hen wollte. Und auch nicht möglich ist 
das im Fernsehen. Mit der DVD-Reihe 
ist „noch mal Polizei“ angucken ganz 
leicht – wie im Bilderbuch, nur mit re-
alen Filmen.

„Nochmaaal“ ist ein pädagogisch 
durchdachtes, dem Alter angemes-
senes und alltagsnahes Angebot, das 

die Kleinsten in ihrer Entwicklung för-
dert, ihren Interessen entspricht und 
viel Spaß macht. Die DVD besteht aus 
elf Filmen mit kleinen Geschichten, 
die zwischen drei und acht Minuten 

Welches Kind träumt nicht davon, einmal in einem Polizeiauto mitzufah-
ren und bei einem Einsatz dabei zu sein. Der Blick hinter die Kulissen ist 
jetzt mit der DVD „Nochmaaal – Bei der Polizei“ möglich. Die Sachge-
schichten wurden von der Ludwigshafener Produktionsfirma region2-film-
produktion in enger Zusammenarbeit mit der Polizeiinspektion Germers-
heim in Rheinland-Pfalz entwickelt und umgesetzt.

lang und auf die Wahrnehmungsfä-
higkeiten der Kinder abgestimmt sind. 

Emil, der kleine Igel, begleitet die 
Kinder durch die Filme und erklärt 
geduldig und gut verständlich im-
mer wieder die Lieblingsszenen. Eine 
übersichtliche, grafische Navigation 
erleichtert die Orientierung, mit dem 
Druck auf den „Nochmaaal!“-Knopf 
wird der jeweilige Film einfach wie-
derholt. Die kindgerechte Sprache der 
Kommentare gibt anschaulich das Ge-
schehen wieder und erweitert so den 
Wortschatz. 

Polizeiinspektion Germersheim 

Die Entstehung der DVD „Bei der 
Polizei“ ist vor allem dem Engagement 
von Polizeioberkommissarin Stefanie 
Schnell und Polizeihauptkommissar 
Christian Scherer zu verdanken. Beide 
Polizisten haben sich nicht nur als Dar-

steller zur Verfügung gestellt, sondern 
auch im Vorfeld bei der Entwicklung 
der Inhalte beratend mitgewirkt. Zu-
dem vermittelten sie die Kontakte zur 
Wasserschutzpolizei Germersheim, der 

DVD-TIPP

„Bei der Polizei“ – 
Sachgeschichten für die Kleinsten

Diensthundestaffel und der Polizei-
hubschrauberstaffel Rheinland-Pfalz 
her. Der Erste Polizeihauptkommissar 
Wolfgang Zöller, Leiter der Polizeiin-
spektion Germersheim, unterstützte 
das Projekt und stellte für die Drehtage 
sowohl Personal als auch einen Dienst-
wagen zur Verfügung.

Der Titel ist auch als iBook erhältlich 
und so auch für lange Reisen einsetz-
bar. Empfohlen ab 3 Jahren. DVD-
Spielzeit beträgt 62 Minuten.

Nochmaaal – Bei der Polizei, An-
bieter: erzwei, 12,95 Euro, ISBN 978-
3-9813617-80

Ralf Herrmann

	       Foto: ww.erzwei.de – „edition-region2”
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Zahlreiche Interessierte suchten am 
DP-Stand das Gespräch mit den Re-
dakteuren Wolfgang Schönwald und 
Michael Zielasko. Dabei wurde deut-
lich, dass die Polizei bei den Bürgern 
hohes Vertrauen genießt. Viele Besu-
cher forderten die GdP auf, sich auch 
weiterhin mit Verve und Ausdauer für 
ihre Kolleginnen und Kollegen einzu-
setzen. Klar wurde ebenso, dass die 

Bevölkerung eine präsente Polizei in 
der Öffentlichkeit wünscht, vielen Men-
schen die zunehmende Gewalt gegen 
die Polizei große Sorgen macht und 
den Stellenwert des Profi-Fußballs in 
Deutschland für deutlich überbewertet 
hält. Kontroverse Diskussionen ergaben 
sich aus der oft geäußerten Meinung, 
die Fußballclubs sollten – ganz nach 
aktuellem Bremer Vorbild – Kosten po-
lizeilicher Fußballeinsätze tragen. Die 
vorgetragenen GdP-Gegenargumente 
ließen jedoch eine erkleckliche Anzahl 
der Diskutanten ins Grübeln geraten, 
andere sich überzeugen. 

VERANSTALTUNG

Von Beute(l)zügen und witzigen 
Handfesseln

„Willkommen zum Staatsbesuch“, hieß es Ende August an zwei Tagen in 
der Bundeshauptstadt. Rund 160.000 Besucher nutzten die Gelegenheit, 
der großen Politik so nahe zu kommen, wie es sonst kaum möglich ist 
– im Bundeskanzleramt, in den vierzehn Bundesministerien und dem Bun-
despresseamt. Auch das Haus der Bundespressekonferenz (BPK) öffnete 
seine Pforten, lud die Bürger zu Pressekonferenzen mit Ministern, Frakti-
onschefs und Sprechern der Bundesministerien ein. Für die GdP und die 
Redaktion DEUTSCHE POLIZEI (DP) stellte die erstmalige Präsentation 
im BPK-Rahmenprogramm eine gelungene Premiere dar.

Besorgte Kanzlerin

Auch Regierungssprecher Steffen 
Seibert sowie der Sprecher des Bun-
desinnenministeriums, Dr. Johannes 
Dimroth, kamen zur Gewerkschaft der 
Polizei. Die Kanzlerin sehe mit Sorge, 
dass die den Polizeibeamtinnen und 
-beamten aufgebürdeten Belastungen, 

vor allem ange-
sichts der ak-
tuellen Flücht-
lingslage, so 
drastisch zu-
nähmen, sagte 
Seibert. Die 
von der GdP 
geäußerte Kri-
tik an Personal-
einsparungen 
in den Ländern 
sei durchaus 
b e r e c h t i g t , 
die Angriffe 
auf die Ein-
satzkräfte bei 
D e m o n s t r a -
tionen extre-
mer Gruppie-

rungen nicht tolerabel. Später hieß es 
auf der Homepage der Bundesregie-
rung, der Regierungssprecher habe sich 
bei den gespannt wartenden Besuchern 
im großen Saal der Bundespressekonfe-
renz entschuldigt: „Ich hatte mich drau-
ßen festgequatscht“, so der ehemalige 
ZDF-Journalist. 

BMI-Sprecher Dimroth organisierte 
unterdessen noch einen Kurzbesuch 
von Bundesinnenminister Thomas de 
Maizière am DP-Stand. Der wiederum 
wurde in seiner Pressekonferenz von 
Störern unterbrochen, ein Polizeieinsatz 
war jedoch nicht notwendig.

Entspannter Grüner

Vor dem Hintergrund des im Okto-
ber stattfindenden GdP-Drogensym-
posiums hatten die DP-Redakteure am 
Stand den grünen Fraktionschef im 
Bundestag, Dr. Anton Hofreiter, einver-
nommen. Der zeigte sich optimistisch, 
dass die Legalisierung von Cannabis 
nicht mehr lange auf sich warten las-
sen würde. „Wem passiert denn was, 
wenn Cannabis frei verkäuflich ist? Wer 
sich heute etwas besorgen möchte, der 
kriegt‘s auch“, sagte der Politiker, der 
im Übrigen in seiner Pressekonferenz 
von einem Kind auf seine Frisur an-
gesprochen worden war. Die Mädels 
würden drauf stehen, das werde der 
Frager, der ebenfalls lange Haare trug, 
schon bald sehen, antwortete sichtlich 
amüsiert der Bayer.

DEUTSCHE POLIZEI stand indes 
nicht nur mit ihren „witzigen“ Hand-
fesseln Souvenirjägern auf ihren 
Beute(l)zügen zur Verfügung, sondern 
auch mit allerlei Auskünften interes-
sierten Bürgern – ebenso wie die Deut-
sche Presseagentur (dpa), die Deutsche 
Welle, das inforadio vom Rundfunk 
Berlin-Brandenburg, „DIE WELT“, der 
Berliner Verlag und das Deutschland-
radio.

Was vielen Besuchern unbekannt 
war, ist, dass die Bundespressekon-
ferenz als Verein politischer Haupt-
korrespondenten, Politiker zu sich in 
den Saal mit der aus den Fernseh-
nachrichten bekannten blauen Wand 
einlädt. Das sei auf der Welt einmalig, 
sagte der BPK-Vorsitzende und „Rhei-
nische-Post“-Korrespondent Dr. Gregor                          
Mayntz.                                                      mzo

Linken-Politiker Dr. Gregor Gysi vor seiner „Bürger“-Pressekonferenz im 
TV-Interview.                                                          Fotos (2): Zielasko

Bundesinnenminister 
Dr. Thomas de Maizière am GdP-Stand.
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Die berühmte „Blaue Wand“ aus den Fernsehnachrichten.

BPK-Vorsitzender Dr. Gregor Mayntz leitet durch die Pressekonferenz mit 
Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière.

DP-Redakteur Wolfgang Schönwald im Gespräch 
mit interessierten Bürgern.

Grünen-Politiker Dr. Anton Hofreiter hatte auch Fragen nach seiner 
Frisur zu beantworten.                                      Fotos (4): Zielasko
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Paragraf 16 FZV
Diese Bestimmung, die sich wie bis-

her mit Prüfungs-, Probe- und Über-
führungsfahrten (Paragraf 2, Nr. 23-25 
FZV) beschäftigt, wird in der Form ge-
ändert, dass all das, was mit Kurzzeit-
kennzeichen zusammenhängt, aus der 
Bestimmung entfernt wird. Sie gilt nur 
noch für rote Kennzeichen. 

Paragraf 16 a FZV
Zunächst gilt es festzuhalten, dass 

VERKEHR

Kennzeichen für Probe-, Prüfungs-
 und Überführungsfahrten

Von Ewald Ternig, Dozent VR/VL, Hochschule der Polizei Rheinland-Pfalz

Zum 1. April (BGBl. I, 2014, S. 1666 (1675)) wurde Paragraf 16 Fahr-
zeug-Zulassungsverordnung (FZV), der sich bis dato mit roten Kennzei-
chen und Kurzzeitkennzeichen beschäftigte, geändert. Diese Bestim-
mung gilt seitdem nur noch für rote Kennzeichen. Kurzzeitkennzeichen 
werden nunmehr in Paragraf 16 a FZV behandelt, der neu eingefügt wur-
de. Ein Grund der Änderung war, dass nach Medienberichten Behörden 
mit „Kurzzulassungen“ Kasse machten. 

das Kurzzeitkennzeichen nur noch für 
Probe- und Überführungsfahrten (Pa-
ragraf 2 Nr. 23, 25 FZV) eingesetzt 
werden darf. Weitere wesentliche Än-
derung ist, dass das Fahrzeug einem 
genehmigten Typ entsprechen muss 
oder eine Einzelgenehmigung erteilt 
ist. Liegt diese Voraussetzung nicht vor, 
dürfen nur Fahrten durchgeführt wer-
den, die mit der Erlangung einer neuen 
Betriebserlaubnis in Zusammenhang 
stehen und zwar zur nächst gelegenen 
Begutachtungsstelle im Bezirk der Zu-
lassungsbehörde, die das Kennzeichen 
zugeteilt hat, oder einen angrenzenden 
Bezirk. Liegt jedoch der Termin zur 
Durchführung der Hauptuntersuchung 
(HU) oder Sicherheitsprüfung vor dem 
Ablauf der Gültigkeit des Kurzzeit-
kennzeichens, dürfen abweichend von 
Satz 1 ohne einen Nachweis der durch-
geführten Untersuchung nur Fahrten 
zur nächstgelegenen Untersuchungs-
stelle im Zulassungsbezirk und zurück 
durchgeführt werden. Wird das Fahr-
zeug bei der Untersuchung nicht als 
mängelfrei angesehen, dürfen auch 
Fahrten zur unmittelbaren Reparatur 
festgestellter erheblicher oder geringer 
Mängel in eine geeignete Einrichtung 
im Zulassungsbezirk oder einem an-
grenzenden Bezirk und zurück durch-
geführt werden. Auf verkehrsunsichere 
Fahrzeuge trifft diese Ausnahme nicht 
zu. Die Beschränkungen sind im Fahr-
zeugschein für Kurzzeitkennzeichen 
zu vermerken. 

Bisher hatte der Antragsteller für 
ein solches Kennzeichen die 

Angaben zum Fahrzeug unverzüglich 
vollständig und in dauerhafter Schrift 
in den Fahrzeugschein einzutragen. 
Man konnte also ein solches Kenn-
zeichen beantragen, weil man irgend 

ein Fahrzeug erwerben wollte, ohne 
genau zu wissen, welches es denn sein 
wird. Dies wurde geändert. Paragraf  
16 a Abs. 2 FZV hält dazu nun fest, die 
örtlich zuständige Zulassungsbehörde 
hat bei Bedarf ein Kurzzeitkennzeichen 
zuzuteilen und einen auf den Antrag-
steller ausgestellten Fahrzeugschein 
für Fahrzeuge mit Kurzzeitkennzeichen 
auszufertigen. Nun muss die Behörde 
die Eintragungen vornehmen.

Das Kennzeichen darf nur für Pro-
be- und Überführungsfahrten 

(Paragraf 2 Nr. 23, 25 FZV) genutzt 
werden. Vom Grundsatz ist allerdings 
eine Typ- oder Einzelgenehmigung 
des Fahrzeugs erforderlich. Sollte der 
Termin der HU innerhalb der maximal 
möglichen fünf Tage (Paragraf 16 a 
Abs. 3 FZV) liegen, dürfen nur Fahrten 
zur Untersuchungsstelle und regelmä-
ßig zurück durchgeführt werden. Das 
Kennzeichen darf nur an einem Fahr-
zeug genutzt werden. 

Mögliche Ordnungswidrigkeiten

Das Fahrzeug wird zu einem Zweck 
benutzt, der nicht Probe- oder Überfüh-
rungsfahrt ist. Der Verordnungsgeber 
hat hierzu den Bußgeldkatalog geän-
dert und Lfd. Nr. 181 a in der Form 
gefasst, dass ein Betroffener, der ein 
Kurzzeitkennzeichen für andere als 
Probe- oder Überführungsfahrten ver-
wendet, mit einem Verwarnungsgeld 
von 50 Euro geahndet wird. Das Ober-
landesgericht Düsseldorf (16.09.2011, 
III-3 RBs 143/11) hatte 2011 zu einer 
zweckentfremdeten Nutzung festge-
stellt: Die Benutzung eines mit rotem 
Kennzeichen oder Kurzzeitkennzei-
chen versehenen Fahrzeugs auf öffent-
lichen Straßen zu anderen als im Para-
graf 16 Abs. 1 FZV genannten Zwecken 
(Prüfungs-, Probe- und Überführungs-
fahrten) stellt wie bereits unter Geltung 
der StVZO ein Inbetriebsetzen ohne die 
erforderliche Zulassung und damit eine 
Ordnungswidrigkeit dar. Auch wenn 
der Verordnungsgeber den Paragraf 16 
FZV nach der Entscheidung geändert 
hatte, dürfte für den Verfasser weiter-
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hin tateinheitlich ein Verstoß gegen 
Paragraf 3 Abs. 1 FZV vorliegen. Diese 
Ordnungswidrigkeit wird mit einem 
Bußgeld von 60 Euro geahndet und die 
Person erhält gemäß Anlage 13 zur FeV 
einen Punkt im Fahreignungsregister. 

Weitere Ordnungswidrigkeiten 
sind im Bußgeldkatalog un-

ter der laufenden Nr. 181 b, Kurzzeit-
kennzeichen einer anderen Person zur 
Nutzung an einem anderen Fahrzeug 
überlassen, 50 Euro und unter der Ziffer 
182, Kurzzeitkennzeichen an nicht nur 
einem Fahrzeug verwendet, 50 Euro, 
niedergeschrieben.

Mögliche Straftaten

Stellt sich die Frage, ob eine Ver-
wendung des Kurzzeitkennzeichens 
an mehreren Fahrzeugen nicht auch 
eine Straftat sein kann. In Betracht kä-
me Paragraf 22 Straßenverkehrsge-
setz (StVG), eventuell auch Paragraf 
267 Strafgesetzbuch (StGB). Bei einer 
Literatur-Recherche konnte keine Ent-
scheidung gefunden werden, die sich 
mit Urkundenfälschung beziehungs-
weise Kennzeichenmissbrauch und 
Kurzzeitkennzeichen beschäftigt. Hier 
muss somit weiter zurückgegangen 
werden. Es gab rote Kennzeichen für 
Händler, wie man sie heute noch kennt, 
die mit „06“ beginnen. Rote Kennzei-
chen für Privatpersonen hatten als erste 
Ziffern in der Regel „04“, in Einzelfällen 
„03“. Kurzzeitkennzeichen wurden ein-
geführt, weil Privatpersonen häufig ihre 
roten Kennzeichen, mit „04“- begin-
nend, nicht bei der Zulassungsbehörde 
zurückgaben. Mit der Einführung der 
Kurzzeitkennzeichen blieb der Nut-
zungszweck derselbe, aber die Kenn-

zeichen mussten nicht bei der Behörde 
zurückgegeben werden, denn nach der 
maximal fünftägigen Nutzungsdauer 
werden sie ungültig. Der Ablauftag ist 
auf dem Kennzeichen zu lesen. 

Was sagte der Bundesgerichtshof 
(BGH, Urteil vom 14.5.1987, 4 

StR 49/87) zu roten Kennzeichen und 
der Urkundenfälschung beziehungs-
weise dem Kennzeichenmissbrauch? 
Wer ein rotes Kennzeichen (für Prü-
fungs-, Probe- und Überführungs-
fahrten) unberechtigt verwendet, macht 
sich nicht der Urkundenfälschung 
schuldig; er kann sich aber wegen 
Kennzeichenmissbrauchs strafbar ma-
chen. Hier wurde ein seit zwei Monaten 
ungültiges Kennzeichen an ein Fahr-
zeug angebracht und im öffentlichen 
Verkehrsraum von einem Mitarbeiter 
des Inhabers des roten Kennzeichens 
genutzt. Der BGH führte aus: Die Ab-
stempelung des roten Kennzeichens ist 
nicht Teil eines Zulassungsverfahrens 
für ein bestimmtes Fahrzeug. Sie dient 
nur dazu, das betreffende Kennzeichen 
als von der Zulassungsstelle herrührend 
auszuweisen. Daher findet auch eine 
Entstempelung – wie beim gewöhn-
lichen Kennzeichen gemäß Paragraf 
27 Abs. 1 Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung (StVZO) – nicht statt, wenn 
das rote Kennzeichen von einem Fahr-
zeug entfernt wird. Einer Einstufung 
als zusammengesetzter Urkunde steht 
auch entgegen, dass dieses – wiederum 
anders als gewöhnliche Kennzeichen- 
am Fahrzeug nicht fest angebracht zu 
sein braucht. Die danach zulässige 
Befestigung mittels Riemen, Schnur, 
Gummibändern oder Magneten schafft 
ein bloßes Bezogensein beider Teile 
aufeinander im Sinne funktionaler Zu-
sammengehörigkeit, nicht jedoch die 

für eine zusammengesetzte Urkunde 
erforderliche räumlich feste Verbin-
dung zu einer Beweiseinheit. Mag dem-
gegenüber bei den roten Kennzeichen 
zur einmaligen Verwendung die Zu-
ordnung zu einem bestimmten Fahr-
zeug auch für die Zulassungsstelle von 
vornherein feststehen, so erscheint eine 
unterschiedliche Einstufung hinsicht-
lich der Frage der Urkundenqualität 
im Sinne Paragraf 267 StGB dennoch 
nicht gerechtfertigt. Denn die Unter-
scheidung zwischen einmaliger und 
wiederkehrender Verwendung ergibt 
sich wegen der äußerlich identischen 
Ausgestaltung der Schilder nicht aus 
den Kennzeichen selbst, sondern aus 
dem Verwaltungsakt der Zuteilung 
seitens der Behörde. Die Verurteilung 
des Angeklagten wegen Urkunden-
fälschung gemäß Paragraf 267 StGB 
im Hinblick auf die Verwendung der 
roten Kennzeichen kann daher nicht 
bestehen bleiben. 

Darauf verwies der BGH (11.2. 
2014, 4 StR 437/13) auch im 

vergangenen Jahr. Wenn man diese 
Entscheidung mit dem neuen Verord-
nungstext vergleicht, dürfte bei einer 
Nutzung des Kennzeichens an zwei 
Fahrzeugen eine Urkundenfälschung 
in Betracht kommen. Zunächst einmal 
werden die Daten zur Person und zum 
Fahrzeug von der Behörde in der Zulas-
sungsbescheinigung für Kurzzeitkenn-
zeichen eingetragen. Das war zuvor 
anders. Zudem unterscheiden sich die 
Kennzeichen natürlich. Damals gab 
es zwar auch eine Unterscheidung in 
Bezug auf die beiden ersten Ziffern, 
im Grunde sahen sie jedoch identisch 
aus. Bliebe nur noch die nicht feste 
Anbringung am Fahrzeug, die nach 
Paragraf 16 a V FZV in Verbindung mit 

Gelbes Kurzzeitkennzeichen.                  Rotes Ausfuhrkennzeichen.                 Fotos (2): Markus Scholz/dpa
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Paragraf 16 V FZV erlaubt ist. Das sah 
der BGH als Voraussetzung an. Im Fol-
gesatz geht er jedoch auf die Kennzei-
chen zur einmaligen Verwendung ein. 
Die Kurzzeitkennzeichen sind mit den 
roten Kennzeichen nicht mehr iden-
tisch. Sie werden in unterschiedlichen 
Bestimmungen behandelt, sind für un-
terschiedliche Zwecke nutzbar und die 
Anwendungsvoraussetzungen sind an-
dere. Daher dürfte für den Verfasser die 
Möglichkeit der zusammengesetzten 
Urkunde in Betracht zu ziehen sein. 
Die Behörde trägt das Fahrzeug in die 
Zulassungsbescheinigung mit dem ent-
sprechend genannten Kennzeichen ein. 
Wenn man zu dem Ergebnis kommt, 
dass es keine Urkunde ist, bleibt Para-
graf 22 StVG. Dies kann der Fall sein, 
wenn das ungültige Kennzeichen an 
das Fahrzeug angebracht wird bezie-
hungsweise auch dann, wenn es an 
zwei Fahrzeugen angebracht war. Dazu 
hat das Bayerische Oberlandesgericht 
(BayObLG, 16.4.1993, 1 St RR 9/93) 
entschieden: Hier war ein rotes Kenn-
zeichen zeitgleich an zwei Fahrzeugen 
angebracht. Dies sahen die Richter als 
Kennzeichenmissbrauch an. Das Ge-
richt macht deutlich, dass die roten 
Kennzeichen für mehrere Fahrzeuge 
gedacht sind, allerdings zeitlich gese-
hen immer nur für ein Fahrzeug. Die 
Kurzzeitkennzeichen sind nur für ein 
Fahrzeug ausgegeben, daher dürfte, 
wenn schon keine Urkundenfälschung 
angenommen wird, von einem Kenn-

zeichenmissbrauch ausgegangen wer-
den, denn das Fahrzeug wird im Sinne 
des Paragraf  22  Abs. 1 Nr. 1 StVG mit 
einem Zeichen versehen, das geeignet 
ist, den Anschein amtlicher Zulassung 
hervor zu heben, obwohl (in der Regel) 
ein amtliches Kennzeichen nicht ausge-
geben ist oder wenn dies der Fall wäre, 
Nr. 2 mit einer anderen als der amtlich 
für das Fahrzeug ausgegebenen oder 
zugelassenen Kennzeichnung versieht. 
Bezogen auf die nicht feste Anbringung 
und Paragraf  22 StVG stellt das Ober-
landesgericht Hamburg (24.5.1994, 1 Ss 
40/94) fest: Nach Paragraf  22 Abs. 1 Nr. 
1 StVG ist ein Kfz mit einem Zeichen 
versehen, wenn dieses dem Fahrzeug 
in einer Weise räumlich zugeordnet ist, 

dass ein objektiver Beobachter daraus 
regelmäßig den Schluss zieht, es han-
dele sich dabei um das amtliche Kenn-
zeichen, mit dem die Straßenverkehrs-
behörde gerade dieses Fahrzeug zum 
öffentlichen Verkehr zugelassen hat. 
Ein Anbringen, durch Herstellen einer 
technischen Verbindung zwischen den 
Kennzeichen und dem Fahrzeug ist 
hierzu nicht erforderlich. Hier war das 
amtliche, nicht rote Kennzeichen, hinter 
die Frontscheibe beziehungsweise auf 
die Stoßstange gelegt worden. 

Was ist mit den Kennzeichen, die 
nach den fünf Tagen weiterhin 

genutzt werden? Hier sei auf Entschei-
dungen aus Bayern und Hamburg ver-

VERKEHR

Kontrolle von 
Halter- und Fahr-
zeugdaten bei 
einer zivilen Über-
wachungsmaß-
nahme. 

Foto: 
Armin Weigel/dpa
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meistens bei den jeweiligen Behörden vor Ort statt. Individuelle
Terminwünsche können direkt mit Rüdiger Schink unter Telefon
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Anzeige

wiesen, die auch schon älter sind. Bleibt 
das Kennzeichen über die fünf Tage an 
dem Fahrzeug, würde man es nicht mit 
einem entsprechenden Zeichen verse-
hen. In Betracht käme für den Fall ein 
Verstoß gegen das Pflichtversicherungs-
gesetz (PflVersG) und natürlich tatein-
heitlich auch ein Verstoß gegen Paragraf 
3 FZV. Im Fall des BayObLG (7.2.1980, 
St 474/79) war es so, dass ein abgemel-
detes Kennzeichen wieder am Fahr-
zeug angebracht wurde, dies hatte somit 
nichts mir Kurzzeitkennzeichen oder 
roten Kennzeichen zu tun. Trotzdem 
sagt das Gericht, dass den Tatbestand 
des Paragraf 22 StVG nicht verwirklicht, 
wer die entstempelten amtlichen Kenn-
zeichen an dem nur vorübergehend 
still gelegten Kraftfahrzeug (Kfz), für 
das sie ausgegeben sind, wieder an-
bringt. Das Oberlandesgericht Hamburg 
(30.3.1960, Ss 296/59) führt aus: Wer ein 
ungültig gewordenes Kennzeichen an 
seinem Fahrzeug belässt, versieht es 
nicht mit einem falschen Kennzeichen. 
Hier nutzte die Person ungültig gewor-
dene rote Kennzeichen, lies diese aber 

am Fahrzeug. Für das Gericht lag kein 
Versehen mit einem Kennzeichen vor, 
denn es war schon vor der Ungültigkeit 
am Fahrzeug angebracht.

Es sind somit Straftatbestände 
rund um die fehlerhafte Nutzung 

der Kurzzeitkennzeichen möglich. Es 
ist, insbesondere mit der Nutzung der 
Kennzeichen an mehreren Fahrzeugen, 
von Straftatbeständen der Urkunden-
fälschung oder aber des Kennzeichen-
missbrauchs als Auffangtatbestand aus-
zugehen. Dass der Verordnungsgeber 
hierfür ein Verwarnungsgeld vorgese-
hen hat, sollte der Richter ein strafbares 
Verhalten nicht erkennen, ist für den 
Verfasser nicht nachvollziehbar. 

Pflichtversicherungsgesetz/Ver-
sicherungsvertragsgesetz 

Einfach dürfte es sein, wenn das 
Fahrzeug länger genutzt wird, als 
die fünf Tage, die auf dem Kennzei-
chen und in dem Fahrzeugschein für 

Fahrzeuge mit Kurzzeitkennzeichen 
genannt sind. Hier dürfte ein Verstoß 
gegen die Paragrafen 1, 6 PflVersG 
vorliegen.

Bezogen auf das Versicherungs-
vertragsgesetz ist eine Entscheidung 
des Oberlandesgericht Stuttgart 
(22.10.2014, 3 U 36/14) von Interes-
se. Hier wurde das Kennzeichen einer 
Person weitergegeben (online vertrie-
ben). Das Gericht führt aus: Allein mit 
der Weitergabe eines Kurzzeitkennzei-
chens gemäß Paragraf 16 Abs. 2 FZV 
in der Fassung vom 25.07.2009 durch 
den Versicherungsnehmer oder den 
im Haftpflichtversicherungsschein ein-
getragenen Halter an einen Dritten, 
dessen Fahrzeug keinen Bezug zum 
Versicherungsnehmer oder Halter hat, 
geht der Versicherungsschutz aus dem 
im Zusammenhang mit der Erteilung 
des Kurzzeitkennzeichens abgeschlos-
senen Haftpflichtversicherungsvertrag 
nicht auf den Dritten über. Auch das 
Oberlandesgericht Hamm (7.12.2012, 
I-9 U 117/12, 9 U 117/12) trifft Aussa-
gen zur Haltereigenschaft bei Kurzzeit-

VERKEHR
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	 INTERNATIONALES

Im Blickpunkt die Flüchtlingskrise: Ende August trafen sich zwei Kollegen der dänischen 
Polizeigewerkschaft „Dansk Politi“ mit dem stellvertretenden Bundesvorsitzenden Jörg 
Radek, um insbesondere Informationen über den Umgang der deutschen Polizeibehörden 
mit den Flüchtlingen zu erhalten. Unsere dänischen Gäste Nicolai Scharling (m.) und Tania 
Kejser hier beim Interview mit dem GdP-Vize in der Berliner Bundesgeschäftsstelle. 		
       							               Foto: Zielasko

VERKEHR

Internationaler Austausch: 
Am zweiten Tag des Besuchs 
stand eine Führung durch die 
Wache der Bundespolizei auf 
dem Berliner Hauptbahnhof, ein 
Fachgespräch mit dem stellver-
tretenden Leiter der Wache, Po-
lizeioberrat Hendrik Flohr sowie 
eine Besichtigung des Außen-
geländes der zentralen Berliner 
Flüchtlings-Registrierung auf 
dem Programm.         

Ausriss der Berichterstattung 
in der „DANSK POLITI“.

kennzeichen und zum Versicherungs-
recht. Laut Gericht ist Halter im Sinne 
des Paragrafen 7 Abs. 1 StVG, wer ein 
Kraftfahrzeug im Unfallzeitpunkt im 
eigenen Namen für eigene Rechnung 
im Gebrauch hat und die Verfügungs-
gewalt über das Kraftfahrzeug ausübt. 
Hatte der Empfänger eines Kurzkenn-
zeichens, mit dem das im Unfallzei-
tpunkt geführte Fahrzeug in Betrieb 
genommen wurde, das Fahrzeug weder 
für eigene Rechnung in Gebrauch noch 
hierüber zu irgendeinem Zeitpunkt Ver-
fügungsgewalt, so begründet allein die 
Erteilung des Kennzeichens keine Hal-
tereigenschaft. Ein mit einem Kurz-
zeitkennzeichen in Betrieb gesetztes 
Kraftfahrzeug ist von dem Versiche-
rungsvertrag über ein Kurzzeitkenn-
zeichen auch erfasst bei Weitergabe 
des Kennzeichens durch den Versiche-
rungsnehmer (VN) an einen Dritten und 
Nutzung des Fahrzeugs zu anderen als 
Prüfungs-, Probe- und Überführungs-
fahrten. Zur Weitergabe eines Kurzzeit-
kennzeichens und dem Versicherungs-
schutz stellt das Landgericht Nürnberg-
Fürth (14.3.2012, 8 S 6486/11) fest: Die 
Kfz-Haftpflichtversicherung kann aus 
einem Kurzkennzeichen auch dann di-
rekt in Anspruch genommen werden, 
wenn der Versicherungsnehmer das 
Kurzzeitkennzeichen an einen Dritten 
weitergibt und von diesem an ein nicht 
vom Versicherungsnehmer gehaltenes 
Kraftfahrzeug angebracht wird.

Rund um die Verwendung roter 
Kennzeichen stellt das Oberlandesge-
richt Frankfurt am Main (13.10.1995, 10 
U 26/94) fest:  Wird das rote Kennzei-
chen für eine Fahrt verwendet, die nicht 
einem gemäß Paragraf 28 StVZO (heu-
te: Paragraf 16 FZV) erlaubten Zweck 
dient, so liegt hierin ein Verstoß gegen 
die Verwendungsklausel des Paragraf  2 
Abs. 2 AKB, die eine vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalls erfüllende Obliegenheit 
des VN darstellt. Allerdings führt für das 
Oberlandesgericht Hamm (18.12.2006, 
2 Ss 533/06) allein der Umstand, dass je-
mand ein mit einem sogenannten roten 
Kennzeichen versehenen Kraftfahrzeug 
keine Probe- oder Überführungsfahrt 
durchführt, sondern eine Einkaufsfahrt, 
nicht zur Verwirklichung des Straftat-
bestands der Paragrafen 1, 6 PflVersG. 

Abschließend kann festgestellt wer-
den, dass rund um die Änderung des 
Paragraf 16 FZV und der Schaffung des 
Paragraf 16 a FZV in der Praxis Fälle 
denkbar sind, in denen die Straftatbe-
stände des Paragraf 267 StGB, Paragraf 
22 StVG und der Paragrafen 1, 6 Pfl-
VersG erfüllt werden.

Foto: Tania Kejser                     
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Die Reise-Angebote der GdP für ihre 
Senioren haben eine lange Tradition. 
Obwohl die Anreise von verschiedenen 
deutschen Flughäfen und die Unter-
bringung der rund 400 Reisenden in 
einem Hotel zu einer immer größeren 
Herausforderung für die veranstaltende 
GdP-Service-GmbH NRW geworden 
ist, konnte die Tour nach Rhodos unter 
Dach und Fach gebracht werden. Auch 
kommendes Jahr will sich der Reise-
Service der GdP NRW dieser Aufgabe 
stellen und legte ein Angebot für eine 
Reise im Oktober 2016 an die Türkische 
Riviera vor. Der BSV besprach mit dem 
verantwortlichen Geschäftsführer der 
GmbH noch Details für die diesjäh-
rige Reise, wobei es vor allem um die 
besonderen Belange von Senioren in 
der Hotelanlage ging. Den Vorschlag 
für 2016 nahm der BSV zur Kenntnis; 
der GdP-Bundesvorstand wird darüber 
entscheiden.

Dank für Mitarbeit beim             
Seniorentag

Ausführlich wurde die Teilnahme 

Bundesseniorenvorstand tagte
Die diesjährige Seniorenreise nach Rhodos ist ausgebucht – und das be-
deutet für die GdP-Service-GmbH NRW, die die Reise im Auftrag des GdP-
Bundesvorstandes durchführt, eine organisatorische Herausforderung bei 
rund 400 Teilnehmern. Auch im kommenden Jahr soll wieder ein entspre-
chendes Angebot gemacht werden: im Oktober an die Türkische Riviera. 
Für 2017 plant der Bundesseniorenvorstand (BSV) einen eigenen GdP-
Seniorentag. Die Beteiligung des BSV am 11. Deutschen Seniorentag der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen (BAGSO) im Juli 
in Frankfurt wurde intensiv analysiert. Den Landesseniorenvorsitzenden 
aus Bayern, Günter Klinger, und aus Hamburg, Klaus-Peter Leiste, konnte 
jeweils zu ihren 70. Geburtstagen gratuliert werden. 

des BSV am 11. Deutschen Seniorentag 
der BAGSO im Juli 2015 in Frankfurt 
erörtert. (Ein ausführlicher Bericht war 
in der September-Ausgabe von DEUT-
SCHE POLIZEI zu lesen.) Die Beteili-
gung wurde als positiv und gelungen 
bewertet und der Bundesseniorenvor-
stand sprach allen mitwirkenden Kol-
legen der Seniorengruppe Hessen, vom 
Bundesseniorenvorstand, den Teilneh-
mern an der Podiumsdiskussion, und 
vor allem dem Gewerkschaftssekretär 
Horst Müller und seinen Mitarbeitern 
der Bundesgeschäftsstelle, die die erst-
malige Beteiligung der Seniorengruppe 
(Bund) am Seniorentag perfekt vorbe-
reitet hatten, seinen ganz besonderen 
Dank aus. Aus Sicht des Bundessenio-
renvorstandes: Gerne wieder beim 12. 
Deutschen Seniorentag in drei Jahren.

Horst Müller berichtete auch, dass 
der Geschäftsführende Bundesvorstand 
positiv zur Kenntnis genommen habe, 
dass der BSV im Jahre 2017 einen ei-
genen GdP-Seniorentag veranstalten 
wolle. Entsprechende Vorplanungen 
hätten bereits begonnen.

Im Rahmen der Sitzung konnten die 
Vorstandsmitglieder und mit ihnen der 

im Geschäftsführenden Bundesvorstand 
für die Seniorengruppe zuständige Jörg 
Radek als stellvertretender Bundesvor-
sitzender zwei Kollegen zu „runden“ 
Geburtstagen gratulieren: Trotz ihres 
Alters von 70 Jahren setzen sich die 
Landesvorsitzenden Klinger und Leiste 
weiterhin sehr aktiv für die Belange 
der Kolleginnen und Kollegen ein. Ra-
dek würdigte dies ausführlich während 
seiner Gratulation. Beiden Kollegen an 
dieser Stelle nochmals die besten Wün-
sche für die weitere Zukunft. 

H.W. Fischer

Betreuung des Info-Stands – eine von zehn 
„Schichten“... (v.l.) Peter Schütrumpf 
(Vorsitzender Seniorengruppe -SG- Bundes-
polizei), Winfried Wahlig (Bundessenioren-
vorsitzender und Vorsitzender SG BKA), 
Horst Müller (Gewerkschaftssekretär in der 
Bundesgeschäftsstelle).

Geburtstage BSV: „Runde“ Siebziger: (v.r.n.l.) 
Klaus-Peter Leiste (Hamburg) und Günter 
Klinger (Bayern), noch im Bild Jörg Radek, 
Stellv. Bundesvorsitzender, und Winfried 
Wahlig, Bundesseniorenvorsitzender) 
		            Foto: Zielasko	

Podiumsdiskussion „Sicher leben im Al-
ter“: (v.l.)  Moderator Wolfgang Degen, 
Polizeihauptkommissarin Stefanie Corporan 
Romero, Ute Glasemann, Vorsitzende einer 
Frankfurter Initiative gegen Gewalt im Alter, 
Stellvertretender GdP-Bundesvorsitzender 
Jörg Radek   	 Fotos (2): H.W. Fischer
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Buchtipps

Neues aus der Wissenschaft

Aktuelle Präventionsthemen für Sie beleuchtet –

forum kriminalprävention für nur
19,-€

Kommunale Prävention
Sicherheitstechnik

Gewalt an Schulen

Prävention in Europa

Jugenddelinquenz

Erziehung und Pädagogik

EinbruchspräventionEvaluation
jährlich,

zzgl. Versandkosten

VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR
Anzeigenverwaltung

Ein Unternehmen der Gewerkschaft der Polizei
Forststr. 3a • 40721 Hilden

Tel.: 0211/7104-188 • Fax: 0211/7104-4188

Bestellen Sie heute Ihr Abonne-
ment forum kriminal-prävention
um besser informiert zu sein.
Als Dankeschön für Ihre Bestellung
erhalten Sie diese LED-Lampe für
Ihren Schlüsselbund, die Sie auf
jeden Fall behalten dürfen.
Weitere Informationen über
die Zeitschrift und die Stiftung
erhalten Sie auf www.vdpolizei.de
(auch online-Bestellungen)

Name, Vorname Firma, Abteilung

Straße/Hausnummer Plz, Ort

Telefon/Telefax E-Mail

Datum, Ort 1. Unterschrift

Vertrauensgarantie: Ich weiß, dass ich meine Bestellung innerhalb der folgenden zwei
Wochen schriftlich beim VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH, Anzeigenverwaltung,
Forststr. 3a, 40721 Hilden, widerrufen kann und bestätige dies durch meine zweite Unter-
schrift. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung.

Datum, Ort 2. Unterschrift

forum kriminal-
prävention

Zeitschrift der Stiftung Deutsches Forum für Kriminalprävention

G 61174 5, € www.forum kriminalpraevention.de 4/2011

Aktuelle Präventionsthemen für Sie beleuchtet –

forum kriminalprävention für nur
19,-€

Bitte senden Sie mir die Fachzeitschrift „forum kriminalprävention“ zum Jahresabonnementpreis von
19,- € inkl. MwSt. zzgl. 5,- € Versandkosten zu. Erscheinungsweise: 4 Ausgaben/Jahr

jährlich,
zzgl. Versandkosten

Die Fachzeitschrift „forum kriminalprävention“ erscheint 4 x jährlich (März, Juni, September,
Dezember). „forum kriminalprävention“erscheint beim VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR
GMBH Anzeigenverwaltung und wird von dort als Jahresabonnement bezogen. Das Abonnement
bezieht sich auf ein volles Kalenderjahr und verlängert sich automatisch um ein weiteres Jahr,
wenn nicht bis 30.06. zum Jahresende eine Kündigung erfolgt. Der Abo-Jahres-Preis beträgt
19,- € inkl. MwSt. zzgl. 5 € Versandkosten. Einzelheftpreis: 5,- € inkl. MwSt. zzgl. Versandkosten.
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„Jetzt ist es an der Zeit, den im Ko-
alitionsvertrag vorgesehenen Fahrplan 
für eine vollständige Angleichung der 
Rentenwerte endlich umzusetzen. Ein 
Gesetzgebungsverfahren für eine ab-
schließende Regelung muss vor der 
nächsten Bundestagswahl erfolgen“, 
fordert das Bündnis für eine gerech-

te Rentenangleichung in den neuen 
Bundesländern und betont damit die 
Dringlichkeit einer politischen Lösung 
zur vollständigen Angleichung des 
Rentenwerts Ost an den der alten Län-
der. Trotz der Einführung des gesetz-
lichen Mindestlohns ab 2015 bleiben 
die Gehälter in den neuen Ländern 
noch hinter denen im Westen zurück. 
Damit mehren sich die Stimmen, dass 
es ohne Eingreifen der Politik auch 

Angleichung der Renten überfällig
Unter dem Motto „25 Jahre Deutsche Einheit: Rentenangleichung über-
fällig“ fand Mitte Juni der 6. Ostrentengipfel in Berlin statt. Dem Bündnis 
für eine gerechte Rentenangleichung in den neuen Ländern gehören fünf 
Gewerkschaften, unter ihnen die Gewerkschaft der Polizei (GdP), und 
vier Verbände an. An der Veranstaltung nahmen 250 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer teil, darunter zahlreiche GdP-Mitglieder wie der Vorsit-
zende der Berliner Seniorengruppe der Bundespolizei, Gerhard Landgraf, 
der Landesseniorenvorsitzende Klaus Kulick und sein Vertreter Peter 
Müller sowie vom GdP-Bundesvorstand Alberdina Körner.

keine Vereinheitlichung der Renten-
werte geben wird. 

Im Hause der ver.di-Bundesge-
schäftsstelle war erstmals auch der 
DGB mit der stellvertretenden Vorsit-
zenden Annelie Buntenbach vertreten. 
Sie machte deutlich, dass auch der 
Deutsche Gewerkschaftsbund hinter 

der Forderung für eine zügige Renten-
angleichung steht. Damit setzte sie ein 
deutliches Zeichen zur Stärkung des 
Bündnisses. 

Iris Gleicke, Ostbeauftragte der 
Bundesregierung, unterstrich, dass 
die Koalition nach wie vor die Absicht 
habe, ein Konzept zur Angleichung der 
Renten bis 2020 zu erarbeiten. Im kom-
menden Jahr wird eine Überprüfung 

der Auswirkungen des Mindestlohns 
erfolgen. Bedenken zum Zeitfaktor 
wegen der 2017 anstehenden Bundes-
tagswahl teilte sie nicht. Sie musste 
aber auch auf Nachfragen einräumen, 
dass die seit längerem geplante Bund-
Länder-AG noch immer nicht gebildet 
worden ist. Hier machte sie allerdings 
die Zusage, dass bei der Bildung der 
AG das Bündnis beteiligt wird.

Ver.di-Vertreterin Eva Maria 
Welskop-Deffaa stellte das von der 
Dienstleistungsgewerkschaft erarbei-
tete Modell 2.0 zur Rentenanpassung 
vor, das die Grundlage der Forde-
rungen des Bündnisses zur Rentenan-
passung ist. Es sieht einen jährlichen 
Angleichungszuschlag vor, mit dem 
bis 2020 ein einheitlicher Rentenwert 
erreicht werden würde.

Zu diesem Modell folgte dann eine 
Diskussion mit Vertretern aus der Po-
litik. Peter Weiß (CDU/CSU), Daniela 
Kolbe (SPD), Matthias W. Birkwald 
(DIE LINKE) und Markus Kurth (Bünd-
nis 90/Die Grünen) stellten dabei die 
grundsätzlichen Vorstellungen ihrer 
Parteien dar, zeigten aber aus ihrer 
Sicht auch Probleme und Schwierig-
keiten bei der Umsetzung auf. Hierbei 
wurden insbesondere unterschiedliche 
Auffassungen in der Berechnung, für 
wie viel Einkommen es einen Renten-
punkt gibt, deutlich.

Adolf Bauer vom Sozialverband 
Deutschland (SoVD) brachte im 
Schlusswort seine Hoffnung zum Aus-
druck, dass dies der letzte Ostrenten-
gipfel gewesen sein könnte. Damit 
mahnte er gleichzeitig die Politik, end-
lich ihr gegebenes Wort einzulösen.

Mein persönliches Fazit: Die Aus-
sagen auf diesem Ostrentengipfel 
lassen hoffen. Bis zur Einhaltung der 
gegebenen Zusagen jedoch gilt es, 
weiter zu kämpfen, für ein einheit-
liches Rentenrecht. Zu oft haben uns 
die Politiker bei diesem Thema in der 
Vergangenheit schon enttäuscht. Ich 
hoffe, dass sie endlich ihr gegebenes 
Wort einlösen, denn „ein geeintes 
Deutschland braucht ein einheitliches 
Rentenrecht“, wie Frank Bsirske zu 
Recht feststellte.

Klaus Kulick, 
Landesseniorenvorsitzender Berlin

Klaus Kulick (l.) mit Seniorenvertretern.                                            Foto: Alberdina Körner
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Seit 2002 gibt es in Deutschland das 
Gewaltschutzgesetz, das vor Gewalt 
und Belästigung schützen soll. Fünf 
Jahre später trat dann nach langer 
Diskussion endlich auch der Nach-
stellungsparagraf in Kraft, der es nun 
möglich machen sollte, auch die Tat 
des Stalkings selbst anzuzeigen und zu 
verurteilen. Leider machte sich schnell 
Ernüchterung breit, sowohl in Fach- als 
in Betroffenenkreisen. Der Paragraf 
umfasste zwar umfassend die Hand-
lungen der Nachstellung. Leider war 
die Hürde für eine Verurteilung aber 
so hoch angesetzt worden, dass es Op-
fern praktisch nicht möglich war, sich 
tatsächlich gegen die Täter zu wehren. 

Der Paragraf war damals lediglich 

eine Kompromisslösung und deswe-
gen als Erfolgsdelikt angelegt worden. 
Als Taterfolg legte man die schwerwie-
gende Beeinträchtigung der Lebensge-
staltung fest. Ein Opfer muss also seine 
Lebensumstände nach außen hin deut-
lich ändern, damit die Handlungen des 

GESUNDHEIT

Stalking geht uns alle an!
Von Christine Doering

Die Autorin war selbst von Stalking be-
troffen. Sie ist Administratorin der Seite 
„www.stalking-justiz.de“ und unter an-
derem regelmäßige Referentin im Lehr-
gang „Häusliche Gewalt/Opferschutz“ 
im Fortbildungsinstitut der Bayerischen 
Polizei (BPFI) in Ainring. Sie ist erreich-
bar unter der E-Mail-Adresse: 
christine.doering@stalking-justiz.de

„Stalking ist ein Massenphänomen, Sie können morgen neben jemandem 
beim Bäcker stehen und diese Person wird Sie für den Rest Ihres Lebens 
verfolgen.“ Dieser, vielleicht etwas reißerische Satz des Experten Jens 
Hoffman beschreibt recht gut, was Nachstellung eigentlich ist. Es kann 
jeden treffen, und es wird immer mehr.

Täters strafbar sind. Grundsätzlich sah 
man hier Dinge wie Umzug, Arbeits-
platzwechsel oder -aufgabe oder allein 
das Haus nicht mehr zu verlassen als 
schwerwiegende Beeinträchtigung an. 
Mit den Nerven völlig fertig zu sein 
oder Schlafstörungen finden hingegen 
keine Beachtung. 

Wenige Verurteilungen

Die klassischen Stalkingfolgen, also 
psychische Beschwerden, werden so-
mit außer Acht gelassen. Diese hohen 
Hürden haben dazu geführt, dass die 
Verurteilungsquote bei Stalking bei 
rund zwei Prozent liegt. Bei der sons-

tigen Kriminalität, ohne Verkehrsde-
likte, ist die Verurteilungsquote etwa 
15mal höher. Obwohl das Problem 
seit Jahren bekannt ist und sowohl 
2012 die Mehrheit der Justizminister 
und im Jahr darauf die Mehrheit der 
Innenminister für eine Änderung in 

ein Eignungsdelikt stimmten, hat sich 
bisher nichts getan. Anfang 2014 und 
zu Beginn dieses Jahres wurden in den 
Bundesrat Änderungsanträge durch 
den bayerischen Justizminister Win-
fried Bausback eingebracht und die 
Bloggerin Mary Scherpe überreichte 
Bundesjustizminister Heiko Maas so-
gar eine Petition mit über 80.000 Un-
terschriften, doch eine Änderung ist 
nach wie vor nicht in Sicht. Somit sind 
Polizei und Justiz mehr oder weniger 
die Hände gebunden, wenn sich Be-
troffene hilfesuchend an sie wenden.

Schlafstörungen und                 
Depressionen

Für Opfer bedeutet Stalking nicht 
nur, dass sie „genervt“ sind. Betrof-
fene leiden extrem unter der Nach-
stellung. Wer von Stalking betroffen 
ist, muss sein gesamtes Leben an 
diese Situation anpassen, zahlreiche 
Sicherheitshinweise beachten und 
viele Einschränkungen hinnehmen. 

Fo
to

: 
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at

Stalking durch SMS-Terror					          Foto: Zielasko
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GESUNDHEIT

Dazu kommen die psychischen Fol-
gen, die das permanente Verfolgen 
und Belästigen bei den Betroffenen 
auslöst. Mit am häufigsten werden 
hier Schlafstörungen, Albträume, 
Panikattacken, Magenbeschwerden 
und Depressionen aufgezählt. Aller-
dings berichten viele Betroffene auch 
von Selbstmordgedanken und sogar 
Selbstmordversuchen.

Stalking ist, wie man sieht, wesent-
lich mehr als einfache Belästigung. Die 
Betroffenen fühlen sich wie Gefangene 
in ihrem eigenen Leben und haben 
kaum Möglichkeiten, sich zu wehren. 
Jeder Gang aus dem Haus wird zur 
Belastungsprobe, man geht zig ver-
schiedene Wege, damit der Täter kein 
bestimmtes Muster verfolgen kann, 
man meidet bestimmte Orte ganz oder 
sucht sie nur noch mit Begleitung auf, 
um sich zu schützen. Einfach in einem 
Café oder einer Eisdiele zu sitzen ist 
für die meisten Betroffenen nicht mehr 

möglich. Man hält den ganzen Tag 
Ausschau, ob man den Täter irgendwo 
sieht. Zu Hause schließt man die Roll-
läden, damit der Täter nicht sieht, dass 
man zu Hause ist, jedes Telefonklin-
geln lässt einen panisch zusammenzu-
cken und bei unbekannten Nummern 
traut man sich gar nicht mehr abzuhe-
ben. Das gewohnte Leben wird einem 
Stalkingopfer weggenommen, die 
Lebensqualität extrem eingeschränkt 
und trotzdem reicht es meistens nicht 
aus, um strafrechtlich irgendetwas zu 
erreichen.

Gewaltschutzanordnungen schre-
cken leider nur einen begrenzten Teil 

der Täter und Täterinnen ab. Da bei 
den meisten Verstößen von Seiten der 
Justiz eher zaghaft durchgegriffen 
wird, wenn überhaupt, werden auch 
Täter, die verstoßen, nicht wirklich in 
ihre Grenzen gewiesen. Gekoppelt mit 
der fast nicht möglichen Strafverfol-
gung mit Hilfe des Nachstellungspara-
grafen, fühlen sich Betroffene irgend-
wann nicht mehr ernst genommen und 
allein gelassen. Viele hören auf, den 
Täter anzuzeigen, da sie nicht mehr 
mit einem juristischen Erfolg rechnen, 
andere verzweifeln an den Kosten, die 
das zivilrechtliche Verfahren mit sich 
bringen kann.

Keinen Kontakt zum Täter

Ein weiterer Punkt, der es für Betrof-
fene sehr schwer macht, sich gegen ei-
nen Stalker zu wehren, ist, wenn es ge-
meinsame Kinder mit dem Täter gibt. 

In knapp 50 Prozent der Fälle handelt 
es sich bei Stalkern um den Ex-Partner 
und häufig gibt es gemeinsame Kin-
der und somit über das Sorge- oder 
Umgangsrecht immer einen Punkt, 
bei dem der Stalker eine Möglichkeit 
hat, an das Opfer heranzukommen 
und Druck auszuüben. Die oberste 
Regel bei Nachstellung lautet für die 
Betroffenen, dass sie jeden Kontakt 
zum Täter vermeiden sollen. Sobald 
gemeinsame Kinder existieren, ist dies 
praktisch nicht möglich.

Wie man sieht, ist Stalking ein 
großes Problem, das in der heutigen 
Gesellschaft dank Smartphone und In-

ternet immer mehr zunimmt. Man geht 
von einer Dunkelziffer von 600.000 bis 
800.000 Betroffenen aus, allerdings 
sind die angezeigten Taten in Deutsch-
land seit 2008 rückläufig. Dies liegt 
sicher nicht am Rückgang der Taten 
selbst, sondern eher an der Bericht-
erstattung der Medien über Stalking. 
Einerseits ist es gut, dass die schlech-
te gesetzliche Lage regelmäßig the-
matisiert wird, andererseits schreckt 
dies natürlich auch Menschen ab, die 
davon ausgehen, dass man ihnen eh 
nicht helfen kann. In Beratungsein-
richtungen ist nämlich kein Rückgang 
an Anfragen zu verzeichnen, im Ge-
genteil.

Man kann als Polizist nur versu-
chen, Betroffene zu ermutigen, im-
mer wieder zu kommen, immer wieder 
Anzeige zu erstatten, auch wenn es 
zu Verfahrenseinstellungen kommt. 
Häufig dauert es eine ganze Weile, bis 
von Seiten der Justiz durchgegriffen 
wird, aber die Alternative, den Täter 
gewähren zu lassen, ist keine wirkliche 
Alternative. Es gibt wenige Fälle, bei 
denen ein Täter einfach so aufgehört 
hat, in aller Regel bedarf dies eines 
äußeren Einflusses.

Außerdem ist es unbedingt nötig, 
Betroffene in die Hilfesysteme vor Ort, 
also an Beratungsstellen, weiter zu ver-
weisen. Die Betroffenen werden dort 
nicht nur beraten, sondern häufig auch 
gestärkt. Sie erfahren Unterstützung 
dabei, wie sie sich am besten verhalten 
können und haben meist auch einen 
Ansprechpartner, der ihnen hilft, mit 
Scham- und Schuldgefühlen umgehen 
zu können. Denn leider empfinden 
viele Opfer eine Schuld, weil sie zum 
Beispiel mit dem Täter eine Beziehung 
hatten oder auch Scham, weil sie Män-
ner sind und von einer Frau terrorisiert 
werden. 

Jedoch gibt es keine besseren oder 
schlechteren Opfer. Stalking beginnt da, 
wo ein Mensch klipp und klar gesagt 
hat, dass er in Ruhe gelassen werden 
möchte. Wenn jemand eine Grenze 
gezogen hat, dann ist es egal, ob der 
Täter ein Fremder ist, was in nicht 
mal zehn Prozent der Fälle vorkommt, 
oder ob man mit ihm oder ihr vorher 
in irgendeiner Beziehung stand. Die 
Entscheidung, sich über diese Grenze 
hinwegzusetzen, trifft der Täter allein 
und Opfer haben Hilfe und Schutz ver-
dient. Denn, wenn Polizei und Justiz 
nicht helfen, wo sollen sich Betroffene 
noch hinwenden?

Foto: bildagentur-online.com/dpa
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Die Autoren, selbstständige Unter-
nehmensberater mit Lehraufträgen 
an Hochschulen in Deutschland und 
Österreich, haben sich die Aufgabe 
gestellt, eine umfassende Analyse 
dessen, was man landläufig unter 
Korruption versteht, vorzunehmen. 
Hauptsächlich mit Mitteln der Heu-
ristik, also einem wissenschaftlichen 
Näherungsverfahren, beschränken sie 
den selbstauferlegten Fokus auf die 
Bereiche öffentliche und private Unter-
nehmen, die gewinn- beziehungswei-
se nicht-gewinnorientiert tätig sind. 
Ziel des Buches ist die Erarbeitung von 
Handlungsempfehlungen zur Einrich-
tung eines Korruptionscontrollings als 
Präventionsinstrument mittels dessen 
Korruptionsrisiken wirkungsvoll vor-
gebeugt werden kann. 

Nach der Erläuterung der Fachbe-
griffe sowie der Darstellung einschlä-
giger deutscher und österreichischer 
Rechtsvorschriften in Kommentar-
form verdeutlichen die Autoren das 
Backstage-System der Korruption 
anhand des ökonomischen Prinzipal-

Praxishandbuch 
Korruptionscontrolling

Klienten-Modells, das sich hierzu sehr 
gut eignet. Interessant ist auch das 
minutiös aufgearbeitete Beispiel eines 
Korruptionsfalls, der sich in den Jah-
ren 1994 bis 1999 im Zollkriminalamt 
Köln zugetragen hatte, einschließlich 
der getroffenen Maßnahmen, damit 

sich Entsprechendes künftig möglichst 
nicht mehr wiederholen kann. Im Mit-
telteil werden zahlreiche Formen von 
Korruption sowie deren Ursachen 
dargestellt, bevor sich die Autoren 
im eigentlichen „Herzstück“ der Kor-
ruptionsvermeidung in zahlreichen 
Facetten, einschließlich der hierzu er-
forderlichen Organe und Verfahren, 
widmen.

Als Fazit bleibt festzustellen, dass 
die im Buch verarbeiteten Erkennt-
nisse über Korruption und die darauf 
aufbauenden Möglichkeiten, diesen 
Moloch zu beseitigen beziehungs-
weise in seinem Entstehen überhaupt 
zu verhindern, bestens geeignet sind, 
jeden, der sich mit der Thematik 
ernsthaft beschäftigt, zu bereichern. 
Korruptionsermittler und -vorbeuger 
sollten das Praxishandbuch jedenfalls 
im Bücherregal stehen haben.

Hans Jürgen Marker

Praxishandbuch Korruptionscontrolling: 
Konzepte – Prävention – Fallbeispiele, 
Dr. Jürgen Stierle,  Dr. Helmut Siller, 
Erich Schmidt Verlag GmbH & Co, 
2014, 376 Seiten, 49,95 Euro, 
ISBN: 9783503136179 
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Dreimonatsübersicht
Zusätzliches Feld für persönliche Notizen

24-Stunden-Planer

Alle Wochentage auf einen Blick
Schichtdienst-Planer

Bild-Wandkalender Polizei 2016
Format 30 x 40 cm
Einzelpreis 13,90 €

Polizeikalender 2016

Polizeiterminer 2016
Format 16,5 x 24 cm
Einzelpreis 4,90 €

Der Wandkalender mit zwölf Motiven aus dem Polizei-
bereich. Mit Wire-O-Bindung und im Format 30 x 40 cm
ausgestattet, ist er nicht nur für die Dienststelle ein wahres
Schmuckstück, sondern ist in jedem Fall auch ein tolles
Geschenk zu Weihnachten und zum Jahreswechsel.

Der Terminer ist in seinem Aufbau und Inhalt speziell
auf den Bedarf der Polizei zugeschnitten. Er ist übersicht-
lich gestaltet und durchgängig farbig. Ein hochwertiger
Einband und die repräsentative Reliefprägung sorgen da-
für, dass er überall einen bleibenden Eindruck hinterlässt.
Dank der strapazierfähigen Fadenheftung bleibt der Ter-
miner auch über lange Zeit sehr gut in Form.

Unser besonderes Angebot

Im Paket nur
14,90 €!

Sie sparen
3,90 €

Polizeikalender 2016

Wandkalender
Polizeiterminer

Alle Preise zuzüglich 3,50 € Versandkosten. Ab Auftragswert von 50,00 € versandkostenfrei.
Buchhandels-Bestellungen sind nicht möglich.
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